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I. 
Unser Land hat Zukunft: 

Wir wollen die Chancen nutzen
Schleswig-Holstein, Land zwischen 
Nord- und Ostsee, zwischen Skandina
vien im Norden und dem Ballungsraum 
Hamburg im Süden. Hier leben 2,6 Mil
lionen Menschen. Dieses Land mit sei
ner Natur und seinen Menschen, mit 
seiner Wirtschaft und Arbeit, mit seiner 
Kultur, Kunst und Wissenschaft und mit 
seiner Liberalität und Weltoffenheit ist 
unsere Heimat. Schleswig-Holstein ist 
Heimat auch für Menschen anderer Na
tionen und Kulturen sowie für Vertrie
bene und Flüchtlinge. Heimat gewinnen 
wir, indem wirunsfürdie Menschen,für 
Arbeit und Umwelt sowie für Frieden 
und Verständigung mit unseren Nach
barn im Norden und im Osten einset
zen.

Und das sind
Schleswig-Holsteins Chancen:
Zentrum im Norden

In seiner Lage zwischen den Meeren an 
der Nahtstelle zwischen Skandinavien 
und Mitteleuropa, zwischen West- und 
Osteuropa und in seinen natürlichen 
Ressourcen liegen die Chancen für un
ser Land. 37 Jahre lang sind viele Mög
lichkeiten von der CDU vertan worden. 
Früher wurde die zentrale Lage des 
Landes besser genutzt, zum Beispiel 
von der Hanse.
Heute brauchen wir neue enge Kontak
te nach Dänemark, Schweden, Norwe

gen, Finnland, in die DDR, Polen, in die 
Sowjetunion; Städtepartnerschaften, Ko
operation von Unternehmen, Universi
täten und Forschungseinrichtungen. 
Dazu gehören Vermittlungs- und Infor
mationsbüros in Skandinavien, den 
osteuropäischen Ländern und Schles
wig-Holstein, die die wirtschaftliche 
Leistung des jeweiligen Landes reprä
sentieren, Kontakte herstellen, Zusam
menarbeitsmöglichkeiten ausloten. Da
zu gehören Stipendien für Universitäten 
und Ausbildungen in diesen Ländern. 
Wir Sozialdemokraten wollen unser 
Land zum modernen Zentrum im Nor
den machen. Wir wollen die Chancen 
für Schleswig-Holstein nutzen mit einer 
auf die Ökologie hin ausgerichteten Po
litik für Wirtschaft und Technik.
Eine Wirtschaftspolitik, die allein auf 
quantitatives Wachstum zur Lösung der 
aktuellen Probleme setzt, muß schei
tern. Das Wirtschaftswachstum der 
Vergangenheit ist mit einem hohen 
Verbrauch von Energie und Rohstoffen 
sowie mit Schädigungen der Umwelt 
erkauft worden. Das Waldsterben und 
die sich häufenden Umwelt-, Abfall- 
und Altlastskandale sind ein Beweis da
für, daß wir unsere Natur jahrelang 
überfordert haben.
In unserer Wirtschaftspolitik bauen wir 
weder einseitig auf die Kräfte des Mark
tes, noch glauben wir an die Allmacht 
des Staates. Markt oder Staat sind in 
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einer entwickelten sozial verpflichteten 
Industriegesellschaft falsche Alternati
ven. Staat und Wirtschaft müssen im 
Spannungsfeld unterschiedlicher Inter
essen jeweils einen eigenen Beitrag lei
sten für die Zukunft eines Schleswig- 
Holstein, in dem alle Menschen einen 
angemessenen Arbeitsplatz finden.

Schleswig-Holstein in Europa

Wir Sozialdemokraten wollen die euro
päische Zusammenarbeit entwickeln. 
Das entspricht unserer Tradition als 
Partei, und es ist im Interesse Schles
wig-Holsteins. Dieses Land hat ein be
sonderes Interesse an einem Netzwerk 
gesamteuropäischer Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet von Abrüstung und Si
cherheit, von Umweltschutz und Han
del, von Kultur und Technologie. Wir 
müssen dazu beitragen, daß die EG ge
genüber allen Staaten Nordeuropas of
fen bleibt. Insbesondere darf die Ver
wirklichung des gemeinsamen EG- 
Binnenmarktes nicht zu neuen Han
delsbarrieren führen. Ein Ausbau des 
Europäischen Währungssystems unter 
Einbeziehung weiterer nordischer Staa
ten läge im Interesse des Landes.
Schleswig-Holstein braucht grenz
überschreitend wirksamen Umwelt
schutz - nur so bekommen wir Nord- 
und Ostsee sauber.
Schleswig-Holstein braucht eine EG, 
die eine aktive regionale Wirtschaftspo
litik stützt und insbesondere bei der 
Bewältigung der Schiffbaukrise hilft. 
Schleswig-Holstein braucht eine euro
päische Agrarpolitik, die seinen Fi
schern und Landwirten wieder Per
spektiven gibt.

Gute Landespolitik heißt auch aktive 
Europapolitik, vor allem eine bessere 
Vertretung der Landesinteressen in der 
EG.

Die Natur
Von den lauenburgischen Seen bis zum 
nordfriesischen Wattenmeer leben wir 
in einer unverwechselbaren und zum 
Teil einzigartigen Landschaft. Der Erhalt 
von Natur und Landschaft Schleswig- 
Holsteins ist gleichzeitig unser Kapital. 
Nur wenn wir durch politisches Han
deln die begonnene Zerstörung stop
pen und die geschädigte Natur wieder
herstellen, werden wir und unsere Kin
der eine Zukunft in diesem Land haben. 
Wir werden Techniken fördern, die 
schmutziges Wasser säubern und un
sere Gewässer entlasten.
Wir werden Wissenschaftler und Land
wirte unterstützen, die uns zeigen, wie 
wir uns von dem Land ernähren kön
nen, ohne den Boden auf Generationen 
zu zerstören.
Wir brauchen die ergänzende Ener
gieerzeugung zum Beispiel aus Wind, 
Sonne und Biogas, den Strom aus ab
gasarmen und effektiven Blockheiz
kraftwerken, die Optimierung der Ener
gieeinsparung - und keine Atomkraft
werke.
Wir werden in diesem Lande Ökologen, 
Ökonomen, Techniker und Landwirte 
fördern, die neue Modelle einer um
weltverträglichen Landschafts- und 
Landnutzung entwickeln.
Wir werden neue Anlagen und Verfah
ren, die den Wasserverbrauch ein
dämmen sowie Gifte und Schmutz aus 
der industriellen Produktion und den 
Haushalten weitestgehend verbannen.
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In Neumünster beschloß der SPD-Parteitag am 4./5. April das Landtagswahlprogramm.

Wir brauchen vorrangig Verfahren und 
Techniken, die sowohl in der Produk
tion als auch im täglichen Leben Müll 
gar nicht erst entstehen lassen.
Wir brauchen eine intelligente Aufarbei
tung des Wohlstandsmülls, der zum 
großen Teil wertvoller Rohstoff ist. 
Wir setzen also auf die Chance der 
neuen Technologien, die zum Wohle 
von Mensch und Natur eingesetzt wer
den können und damit neue zukunftssi
chere Arbeitsplätze schaffen.

Die Menschen

Freiheit und Unabhängigkeit haben in 
Schleswig-Holstein Tradition. Die CDU 
hat in den vergangenen 37 Jahren de
mokratische Tugenden wie Kritikfähig
keit, Mitbestimmungswillen und Wahr
nehmung aller Grundrechte eher ver
hindert als gefördert.

Wir werden nicht über, sondern mit der 
Bevölkerung regieren. Wir vertrauen 
auf kritische Menschen. Denn vor allem 
mit ihnen gedeihen Ideen, die Land und 
Menschen in Schleswig-Holstein eine 
Zukunft geben.
Wir wollen ein neues Verhältnis zwi
schen Bürgerinnen und Bürgern und 
ihrer Regierung. Demokratie kann nur 
durch den Mangel an Demokraten ge
fährdet werden. Bürgerengagement ist 
daher - auch wenn es unbequem ist - 
nie Gefahr, sondern immer Chance der 
Demokratie.
Unser Verständnis von Demokratie 
gründet sich nicht auf das Mißtrauen 
des Staates gegenüber der Bevölke
rung, sondern betrachtet den Staat als 
Initiative seiner Bürger.
Wir werden Politiker sein, die zuhören 
und sich nicht hinter Ämtern verschan
zen. Und wir brauchen eine Regierung, 
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die nicht rechthaberisch herrscht, son
dern mehr Demokratie einlöst. Wie gut 
eine Demokratie ist, zeigt sich unter an
derem darin, wie die Mehrheit mit der 
Minderheit umgeht. Eine Mehrheit von 
heute darf keine Tatsachen schaffen, 
die eine Mehrheit von morgen nicht 
mehr ändern kann. Jedes Atomkraft
werk ist deshalb auch eine Bedrohung 
unserer demokratischen Gesellschaft.
Liberalität und Toleranz werden zum 
Markenzeichen einer SPD-Regierung 
in Schleswig-Holstein.
Demokratie wird nur lebendig, wenn sie 
praktiziert wird. Deshalb muß Demokra
tie in allen Lebensbereichen eine 
Chance bekommen, voran in den Städ

ten und Dörfern. Die kommunale 
Selbstverwaltung muß endlich ihren 
Handlungsspielraum zurückbekom
men.
Demokratie wird durchschaubar durch 
eine vielfältige veröffentlichte Meinung. 
Presse, Rundfunk und Fernsehen dür
fen nicht wirtschaftlicher Macht oder 
Ideologien verpflichtet sein, denn sie 
sind eine Grundvoraussetzung für die 
Demokratie.
Mehr Demokratie heißt auch, Men
schen in einem freien Geist ohne ideo
logische Grenzen zu erziehen. Die Päd
agogik soll das Vorbild sein für eine 
dem Gemeinwesen und sich selbst ge
genüber verantwortliche Selbstgestal

Entfaltung ohne Druck in allen Lebensbereichen. Die SPD will nicht über, sondern mit den Menschen 
regieren. Foto: Straßentheater auf der Spiellinie in Kiel.
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tung des Lebens. Und für die Kreativität 
des einzelnen: Entfaltung ohne Druck. 
Wir werden der Friedenserziehung an 
Schulen und Hochschulen ihren an
gemessenen Stellenwert einräumen, 
um dazu beizutragen, das künftig Kon
flikte - zwischen den Völkern und unter 
uns selbst - ohne Gewalt ausgetragen 
werden können.
Mehr Demokratie bedeutet, daß Men
schen, die sich zusammenfinden und 
gemeinsam und selbstverwaltet leben 
und arbeiten wollen oder neue Genos
senschaften gründen, durch die Politik 
unterstützt werden.
Selbstverantwortliche Lebensführung 
ist unsere Leitlinie für den demokrati
schen Sozialstaat. Niemand soll in 
Amtsstuben sein Privatleben bis in die 
Intimsphäre offenlegen müssen, nur 
weil er Sozialhilfe in Anspruch nehmen 
muß.
Ob in der Familie oder einer Wohn- und 
Lebensgemeinschaft: Hier bleibt staatli
che Hilfe für die Menschen unverzicht
bar.

Der Frieden

Alle Chancen sind nichts ohne den 
Frieden, für den wir in Schleswig-Hol
stein zwischen Nord- und Mitteleuropa 
und als Nachbar zur DDR eine beson
dere Verantwortung haben. Tragen und 
nutzen wir sie, indem wir Schleswig- 
Holstein zu einem Zentrum für Men
schen, Kultur und Wirtschaft an Nord- 
und Ostsee machen. Denn dort, wo 
Menschen einander begegnen, sich 
kennenlernen, einander vertrauen, gibt 
es keinen Grund für Feindschaft.
Wir werden uns im Rahmen unserer 
Möglichkeit dafür einsetzen, daß

Schleswig-Holstein in den Palme-Plan 
lückenlos einbezogen wird: 150 km 
beiderseits der Grenze mit der DDR 
keine Atomwaffen. Ein Ziel, wofür wir 
eintreten und werben wollen. 
Allen Bestrebungen, Frauen in den 
Truppendienst der Bundeswehr einzu
beziehen, werden wir entgegentreten. 
Wir wünschen eine gute Nachbarschaft 
zur DDR. Dazu gehört, daß wir alle 
Grenzen anerkennen. Wir wollen sie 
nicht ändern. Aber wir wollen ihre tren
nende Wirkung überwinden.
Wir werden mit der Umstellung von Rü
stungsproduktion auf die Produktion zi
viler Güter beginnen. Wir dürfen nicht 
einerseits Abrüstung wollen und ande
rerseits unsere Arbeitsplätze durch Auf
rüstung begründen. Die Lieferung von 
Waffen an andere Völker ist zur Siche
rung des Friedens genauso problema
tisch wie die Vermehrung der Waffen im 
eigenen Land. Wir werden den Betrie
ben dabei helfen, Güter zu produzieren, 
die u.a. zur Bewältigung der Umwelt
probleme beitragen.
Wir wissen, daß heute eine Politik, die 
Zukunft tatsächlich gestalten und nicht 
nur beschwören will, nur noch aus der 
Verantwortung für den Frieden und für 
die Natur möglich ist. Deshalb sind dies 
Grundvoraussetzungen unserer Politik. 
Innerhalb dieser Existenzfragen, der 
Bewahrung des Friedens und der Si
cherung und Wiederherstellung unse
rer natürlichen Lebensgrundlagen, las
sen wir uns von den Grundwerten Frei
heit, Gerechtigkeit und Solidarität leiten 
- den Grundwerten des demokrati
schen Sozialismus. ■
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In Schleswig-Holstein leben 
und arbeiten : 

Arbeitsplätze erhalten und 
neue schaffen

Wir wollen, daß alle Menschen ihren 
Lebensunterhalt aus ihrer Arbeit be
streiten können. Unser Ziel ist Vollbe
schäftigung.
Arbeit für alle, das heißt auch: Wir brau
chen weitere Arbeitszeitverkürzung, 
Überstundenabbau und Vorruhe
standsregelungen, damit die Arbeit ge
rechter verteilt wird. Wir werden im öf
fentlichen Bereich mit entsprechenden 
Initiativen beginnen.
Wir wollen, daß alle Jugendlichen nicht 
nur eine Ausbildung erhalten, sondern 
im Anschluß daran auch Arbeit finden. 
Dies wollen wir für alle Jugendlichen für 
zwei Jahre sicherstellen. Dafür brau
chen wir auch Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen. Sie sollen beträchtlich er
höht und verbessert werden. Durch 
diese Maßnahmen sollen die durch ho
he Arbeitslosigkeit betroffenen Grup
pen wie Jugendliche und Frauen sowie 
Sozialhilfeempfänger und langfristig 
Arbeitslose Qualifikation und Beschäf
tigung erhalten.
Wir werden die kleinen und mittleren 
Unternehmen, die die Wirtschaft unse
res Landes prägen, besonders unter
stützen, die Zusammenarbeit mit Wirt

schaft und Wissenschaft voranbringen 
und zukunftssichere Arbeitsplätze 
durch eine neue Umweltpolitik schaf
fen.
Wissenschaftler an Universitäten und 
Instituten müssen stärker als bisher und 
auf klarer Grundlage mit Unternehmen 
Zusammenarbeiten. Praxis und Theorie 
gilt es zu verbinden. Kleine und mittel
ständische Unternehmen sind oft nicht 
in der Lage, aus eigener Kraft For
schung und Entwicklung zu betreiben. 
Gleichzeitig sind gerade sie eher flexi
bel als große Konzerne und können 
sich in kurzer Zeit auf neue Produkte 
und Produktionsverfahren umstellen. 
Wir werden Selbsthilfeprojekten, selbst
verwalteten Betrieben, Belegschafts
initiativen und kleinen Genossenschaf
ten bessere Start- und Entwicklungs
chancen eröffnen; denn gerade in die
sen Unternehmen versucht eine wach
sende Zahl junger Menschen und von 
Arbeitslosigkeit Bedrohter, Wege aus 
der Arbeitslosigkeit zu finden und neue 
demokratische Wirtschaftsformen zu 
erproben. Deshalb werden wir Risiko
kapital zur Verfügung stellen und be
gleitende Beratung unterstützen. Da
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durch werden auch die notwendigen 
Voraussetzungen der sozialen Siche
rung geschaffen.

Neue Arbeitsplätze durch um
weltfreundliche Wirtschaftspöli- 
tik und Bestandsentwicklyng

Kleine und mittlere Betriebe prägen die 
Wirtschaft Schleswig-Holsteins. Sie 
werden wir besonders dabei unterstüt
zen, sich im Strukturwandel zu behaup
ten.
Wir werden kleineren und mittleren Un
ternehmen bei der Verbesserung der 
Qualifikation ihrer Beschäftigten Hilfen 
geben. Wir werden die mittelständische 
Wirtschaft auch dadurch unterstützen, 
daß wir Forschungs- und Wissen
schaftseinrichtungen so ausbauen,daß 
kleine und mittlere Betriebe schneller 
und direkter von Ergebnissen profitie
ren. Um ihnen den Zugang zu For
schungsergebnissen und wichtigen 
wirtschaftlichen Informationen zu er
leichtern, werden wir die Beratungs
und Informationsstrukturen in Schles
wig-Holstein verbessern und koordinie
ren.
Schleswig-Holsteins wirtschaftliche 
Zukunft liegt in Produkten und Verfah
ren, die die Umwelt schonen oder repa
rieren. Dazu brauchen wir die Phanta
sie und den Einsatz der Arbeitnehmer, 
der Unternehmer und der Wissen
schaftler, um Technik zu entwickeln, die 
Energie und Rohstoffe spart, die er
neuerbare Energiequellen preiswert er
schließt, die in der Lage ist, Flüsse, Mee
re und Seen, Boden und Luft wieder 
sau berzu machen.
Unternehmen und Betrieben, die sich 
an dieser Aufgabe beteiligen und nach

weisbar mit ihren Investitionen neue 
Arbeitsplätze schaffen, soll mit einer ge
zielten Förderung dabei geholfen wer
den.
Wir wollen keine Wirtschaftsförderung 
mit der Gießkanne. Beschäftigungswir
kung, Qualifikationserweiterung, Um
welt- und Sozialverträglichkeit sowie 
die regionalen und strukturellen Not
wendigkeiten müssen Gradmesser für 
die Vergabe staatlicher Mittel sein. Wir 
werden auch die Arbeitnehmervertre
tungen und die Gewerkschaften bei der 
Reform der Wirtschaftsförderung und 
ihrer Durchführung beteiligen.
Schleswig-Holstein kann nicht auf ei
nen Ansiedlungswettbewerb um jeden 
Preis wie in den vergangenen Jahren 
setzen. Wir werden Unternehmen, die 
umweltfreundliche Produktionen nach 
Schleswig-Holstein verlagern oder 
Neugründungen vornehmen wollen, 
durch gezielte Förderung von Betrie
ben und Wissenschaft ein attraktives 
Angebot machen. Sie sind uns beson
ders in den strukturschwachen Räu
men und den alten Industriestandorten 
willkommen.

Von der Werftenkrise zu einer 
Politik für die Küste

Weltwirtschaftliche Krisen, Manage
mentversagen und eine fahrlässige Po
litik von Bund und Land haben die Werf
tenkrise hervorgebracht. Tausende von 
Arbeitsplätzen gingen verloren, weitere 
bis hin zu denen im Zuliefergewerbe 
sind gefährdet.
Für die Wirtschaftsstruktur der Küste 
sind Schiffbau und Schiffahrt, Seehan
del und Häfen von existenzieller Bedeu
tung. Die Bundesrepublik Deutschland
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Werftarbeiter sehen schwarz für die Zukunft Mehr als 90 % der 47 Werften an der norddeutschen 
Küste sind nach Einschätzung der IG Metall vom Konkurs bedroht, wenn sie keine Soforthilfe erhalten. 
Die SPD unterstützt diese Forderung in ihrem Küstenprogramm.

als exportorientierte und rohstoffab
hängige Industrienation kann auf eige
nen Schiffbau und eine nationale Han
delsflotte nicht verzichten.
Deshalb sind Schiffbau und Schiffahrt 
nationale Aufgaben. Die Bundesregie
rung muß dazu gebracht werden, dau
erhaft leistungsfähigen Schiffbau und 
eine nationale Handelsflotte zu garan
tieren und die dafür notwendige Förde
rung bereitzustellen. Wir verlangen eine 
28-Prozent-Förderung für alle Schiff
bauten wie in den anderen EG-Staaten. 
Land und Bund müssen die Beschäfti
gung auf den Werften stabilisieren. 
Durch die Förderung von Beschäfti
gungsgesellschaften sollen Ersatzar
beitsplätze geschaffen und Qualifika
tionsmöglichkeiten eröffnet werden. Zur 
Entwicklung der Werftstandorte und 
zum Aufbau neuer zukunftssicherer 
Wirtschaftsstrukturen in Schleswig- 
Holstein brauchen wir ein mehrjähriges 
zukunftsorientiertes Küstenstruktur
programm für Schleswig-Holstein. 
Werften, Häfen, Schiffahrt, Verkehr,

Gewerbe, Handel, Dienstleistung und 
Banken gehören zusammen.
Werften bedeuten nicht ausschließlich 
Schiffbau. Bund und Land müssen für 
Forschung und Aufträge bei der Umstel
lung auf andere Produkte - speziell in 
der Meeres- und Umwelttechnik - sor
gen. Die alten Industriestandorte müs
sen wieder attraktiv werden, damit die 
Arbeitnehmer ihre Fähigkeiten in neuen 
Arbeitsbereichen einbringen können.

Die Bauwirtschaft vor neuen
Aufgaben_____ ___________

Auch für die Bauwirtschaft gibt es neue 
Aufgaben. Der Schwerpunkt verlagert 
sich vom Neubau auf die Erhaltung und 
Sicherung des Wohnungsbestandes 
und auf die Verbesserung der Wohn
qualität. Neue und wachsende Chan
cen liegen in der Erhaltung und Reno
vierung der Bausubstanz, in der Pflege 
von unter Denkmalschutz stehenden 
und erhaltenswerten Gebäuden, in der 
Stadt- und Dorfsanierung, in der Ver
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besserung des Wohnumfeldes, in Mo
dernisierungsmaßnahmen und in ener
giesparenden Investitionen an Wohn-, 
Industrie- und Gewerbe- sowie öffentli
chen Gebäuden.
Neue Märkte und Beschäftigungsfelder 
werden wir durch die Förderung ökolo
gischen Bauens erschließen helfen.

Sanfter Fremdenverkehr sichert
Arbeitsplätze________________

Gäste in Schleswig-Holstein sollen sich 
auch noch in Jahrzehnten hier wohlfüh
len. Dazu gehört die Erhaltung der Na
tur und unserer Landschaft.
Die wachsende Freizeit der Menschen 
eröffnet neue Märkte und ermöglicht 
mehr Wirtschaftskraft und Arbeitsplätze 
gerade in den strukturschwächeren 
Regionen unseres Landes. Wir werden 
Schleswig-Holstein als ein Land des 
sanften Fremdenverkehrs weiterent
wickeln. Das bedeutet: Tourismus im 
Einklang mit der Natur und kulturelle 
Vielfalt. Wir wollen unsere Umwelt wie
derherstellen und unsere Städte und 
Dörfer pflegen, alte Stadt- und Dorfbil

der wiederherstellen, Brauchtum und 
überlieferte Handwerkskunst fördern. 
Den kleinen Fremdenverkehrsbetrie
ben werden wir bei der Modernisie
rung, bei der Aus- und Fortbildung, bei 
neuen Urlaubsangeboten helfen. Wir 
werden gemeinsam mit den betroffenen 
Gemeinden Wege zur Abschaffung der 
familienfeindlichen Kurtaxe erarbeiten. 
Wir werden für Schleswig-Holstein als 
Urlaubsland insbesondere in den 
skandinavischen Nachbarländern wer
ben und die zersplitterten Zuständigkei
ten für den Fremdenverkehr in der Lan
desregierung zusammenfassen.

Die Wirtschaft in struktur- 
schwachen Räumen stärken

Die strukturschwachen ländlichen Re
gionen brauchen eine verstärkte Förde
rung ihrer Wirtschaftskraft. Deshalb 
werden wir die Landesmittel für den 
Umweltschutz, für Arbeitsmarktpolitik 
für die Bauwirtschaft und den Frem
denverkehr hier konzentrieren. Durch 
ein Zukunftsprogramm „Arbeit und 
Umwelt für die Westküste“ und ein Ent-

Uriaub an der Water
kant ist ein Tip für 
Kenner und bedeutet 
für viele Menschen 
Lohn und Brot
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Wicklungsprogramm für den Landesteil 
Schleswig werden wir zukunftssichere 
Wirtschaftsstrukturen aufbauen und 
Arbeitsplätze schaffen. Die Maßnah
men zur Erhaltung und Sicherung aller 
bedrohten Küstenzonen und deren 
Weiterentwicklung werden zum we
sentlichen Bestandteil einer sozialde
mokratischen Politik.

Neue Wege in der
Verkehrspolitik

Wir werden neue Wege in der Verkehrs
politik beschreiten; denn wir stufen die 
Verkehrssicherheit und den Umwelt
schutz höher ein als wirtschaftliche In
teressen oder die Sucht nach noch 
mehr Schnelligkeit.
Deshalb werden wir die Verkehrssicher
heit durch verkehrsberuhigende Maß
nahmen, Geschwindigkeitsbegrenzun
gen und Umbau von Straßen erhöhen. 
Wir werden den öffentlichen Personen
nahverkehr flächendeckend organisie
ren. Dabei sind auch neue Verkehrs
formen mit einzubeziehen. Der beson
ders umweltfreundliche Schienenver
kehr für Personen und Güter ist auszu
bauen. Wir werden den Ausbau und 
Umbau von Straßen nur dort betreiben, 
wo die Sicherheit erhöht und die ökolo
gischen Belastungen reduziert werden.

Schleswig-Holsteins Landwirte 
brauchen endlich eine 
Perspektive ________

Ziel einer sozialdemokratischen Agrar
politik ist die Erzeugung gesunder, 
preiswerter Nahrungsmittel, die Erhal
tung von Natur und Landschaft und der 
Vielfalt bäuerlicher Familienbetriebe 
sowie der Arbeitsplätze in der Land- 

und Ernährungswirtschaft. Die in der 
Landwirtschaft beschäftigten Men
schen brauchen wieder eine Zukunft. 
Heute stehen wir auch in Schleswig- 
Holstein vor den alarmierenden Folgen 
der Fehlentwicklungen der deutschen 
und europäischen Agrarpolitik: Die 
wachsenden Folgekosten für wach
sende Produktionsüberschüsse ruinie
ren die öffentlichen Haushalte. Der 
Zwang zur Produktionssteigerung be
lastet Wasser, Luft und Böden. Das Höfe
sterben hat sich beschleunigt. Die 
Konzentrationswelle rollt. Die Existenz 
von ca. 50 Prozent der landwirtschaftli
chen Betriebe ist bedroht.
Die Land- und Ernährungswirtschaft 
stellt jeden fünften Arbeitsplatz in 
Schleswig-Holstein. Die Lebensfähig
keit der Landwirtschaft ist daher von 
großer Bedeutung für die Erhaltung des 
Charakters sowie der wirtschaftlichen 
und sozialen Leistungsfähigkeit des 
Landes Schleswig-Holstein.
Die Reform der EG-Agrarpolitik ist eine 
nationale Aufgabe. Die Uneinigkeit in 
der Bundesrepublik Deutschland über 
diese Reform schadet der deutschen 
Durchsetzungsfähigkeit in Brüssel.
Alle Parteien und alle an der Erhaltung 
einer gesunden Landwirtschaft interes
sierten Verbände und Organisationen 
sollten sich in Schleswig-Holstein und 
bundesweit auf ein gemeinsames Kon
zept verständigen. Eine SPD-geführte 
Landesregierung wird dazu endlich die 
Initiative ergreifen. Eine von Parteien 
unabhängige Interessenvertretung der 
Bauern ist dafür eine wichtige Voraus
setzung.
Wir wollen eine marktgerechtere Preis
politik, die durch Direktzahlungen an 
die Landwirte ergänzt wird. Die bisheri-
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Die Hälfte der landwirtschaftlichen Betriebe m Schleswig-Holstein ist in Gefahr. Die in der Landwirt
schaft beschäftigten Menschen brauchen wieder eine Zukunft

ge Preispolitik hat als Instrument der 
Sicherung landwirtschaftlicher Exi
stenzen versagt. Ungerechte bürokrati
sche Quoten oder Kontingente lehnen 
wir ab.
Dabei bleibt der gemeinsame Preis 
ebenso wie der gemeinsame Schutz an 
den Außengrenzen der EG auf lange 
Zeit unverzichtbare Voraussetzung für 
das Funktionieren des gemeinsamen 
Agrarmarktes. Weltmarktpreise sind so 
lange abzulehnen, wie nicht eine sinn
volle internationale Arbeitsteilung und 
Zusammenarbeit zustande gekommen 
ist.
Wir wollen Vereinbarungen zum Abbau 
der Überschüsse, die für alle Mitglied
staaten in der EG verbindlich sind, 
Raum für regional differenzierte, natio
nale Ausgleichsmaßnahmen lassen 
und umweltfreundlichere Produktions
weisen fördern.

Wir wollen direkte Einkommenshilfen in 
nationaler Verantwortung, die flächen-, 
betriebs- beziehungsweise personen
gebunden gewährt werden als
- sozial gerechter und regional diffe

renzierter Ausgleich für einkom
mensmindernde Folgen der Reform 
der EG-Agrarpolitik;

- Ausgleich für Herausnahme von Flä
chen aus der Produktion, für Extensi- 
vierungs- und Aufforstungsmaß
nahmen;

- Entgelt für Leistungen, die Landwirte 
für die Erhaltung von Natur und 
Landschaft oder den Schutz der Ge
wässer erbringen;

- Umstellungshilfen für konventionelle 
Betriebe, die auf biologisch-organi
sche Anbauweise umstellen wollen, 
Einrichtung entsprechender Ausbil
dungsgänge an Landwirtschafts
schulen sowie Vermarktungshilfen.
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Die Agrarpolitik einer schleswig-hol
steinischen Landesregierung kann die 
notwendigen Veränderungen in der 
EG-Agrarpolitik nicht ersetzen. Sie 
kann und muß sie aber ergänzen. Des
halb werden wir der bäuerlichen Land
wirtschaft unseres Landes helfen durch 
Kostenentlastung in Form von Um
schuldung einschließlich Zinszuschüs
sen und Übernahme von hochbelaste
ten Flächen sowie der Förderung von 
Kooperation, durch Erschließung zu
sätzlicher Einkommensmöglichkeiten 
in der Direktvermarktung sowie auch 
der Landschaftspflege oder dem Frem
denverkehr und durch Förderung des 
Anbaus sowie der Verwertung solcher 
Produkte, von denen kein Überschuß 
produziert wird.

^„Schleswig-Holsteins Fischerei 
rbraucht Hilfe ■

Wir werden die kleinen Betriebe und 
Arbeitsplätze in der Fischerei und der 
Fischerei wirtschaft sichern helfen. 
Deshalb werden wir die Modernisie
rung der veralteten Flotte der Ostsee
fischer unterstützen und beim Aufbau 
einer starken Verarbeitungs- und Ver
marktungsstruktur helfen. Wir setzen 
uns ein für einen höheren Anteil der 
Fanggebiete und Fangquoten in der 
Ostsee und verstärkte Zusammenarbeit 
mit Betrieben der Ostseeanliegerstaa
ten.
Saubere Meere sind die Voraussetzung 
für eine gesunde Fischereiwirtschaft. 
Deshalb brauchen wir eine konsequen
te Reinhaltepolitikfür Nord- und Ostsee.
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III. 
Für unsere Umwelt:

Vorsorgen, wiederherstellen, 
schützen

Der Mensch ist ein Teil der Natur. Mit 
ihrer Zerstörung zerstören wir unsere 
Lebensgrundlagen. Umweltschutz ist 
deshalb auch immer Lebensschutz für 
die Menschen.
Das Vorsorgeprinzip muß oberstes Ziel 
aller Umweltpolitik sein. Eine Umwelt- 
und Wirtschaftspolitik, die Schäden zu
nächst zuläßt und dann versucht, Pro
bleme durch Reparatur- und Aus
gleichsmaßnahmen zu lösen, ist zur Er
folglosigkeit verurteilt. Denn ein großer 
Teil der Schäden ist auch durch noch 
so große nachträgliche Anstrengungen 
nicht zu reparieren.
Wir setzen auf Produktionsweisen, die 
Schäden in der Umwelt gar nicht erst 
entstehen lassen. Deshalb müssen wir 
unsere gesamte Lebens- und Wirt
schaftsweise umweltverträglich gestal
ten. Wir streben die förderlichen Rah
menbedingungen für eine umweltver
trägliche Wirtschaftsstruktur an.
Umweltschutz ist nicht zum Nulltarif zu 
haben. Dringend notwendige Repara
turmaßnahmen kosten viel Geld. Vor
sorgender Umweltschutz ist langfristig 
und gesamtgesellschaftlich gesehen 
auch die ökonomisch sinnvollere Wirt
schaftsweise.
Wir wollen die Kosten für den Umwelt
schutz demjenigen anlasten, der die

Schäden verursacht. Anzustreben ist 
die Umkehr der Beweislast; beweis
pflichtig ist der potentielle Verursacher. 
Nur das Verursacherprinzip verhindert, 
daß Umweltzerstörungen von einzel
nen angerichtet und dann von der All
gemeinheit ausgehalten und bezahlt 
werden müssen.

Umweltschutz 
ist eine Aufgabe für alle

Die besten Umweltgesetze können nur 
helfen, wenn alle - jeder und jede ein
zelne - bereit sind, auch im persönli
chen Bereich umzudenken und manch 
liebgewordene Gewohnheit aufzuge
ben.
Eine von uns gebildete Landesregie
rung will Vorbild sein und durch umfas
sende Werbung und Aufklärung zu 
umweltverträglichem Handeln beitra
gen.
Der Ausgleich zwischen Schutz- und 
Nutzinteressen wird nicht ohne Konflik
te zu schaffen sein. Bisher sind die Um
weltschützer auf allen Gebieten unter
legen: Nutzer haben mehr Geld, mehr 
Einfluß, bessere technische und perso
nelle Ausstattung.
Wir werden ein Umweltministerium mit 
umfassenden Kompetenzen einrichten, 
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eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
vorschreiben, die mit dem Umwelt
schutz befaßten Landesämter zu einem 
Landesamt Zusammenlegen, das Ver
bandsklagerecht einführen und alle 
staatlichen Umweltschutzstellen mit 
mehr Geld und Personal ausstatten. Die 
Landesregierung wird eine Smogver
ordnung erlassen.
Eine besondere Aufgabe haben die 
Umweltschutzverbände. Wir werden 
den Landesnaturschutzverband und 
die einzelnen Verbände so mit finanziel
len Mitteln ausstatten und ihnen die In
formationen zugänglich machen, daß 
sie ihrer Aufgabe gerecht werden kön
nen.

Wir müssen die Natur pflegen
Nur in einer vielfältig gegliederten 
Landschaft kann eine artenreiche Natur 
überleben. In den vergangenen Jahr
zehnten wurde Raubbau an dieser Viel
falt betrieben.
Alle Bemühungen um den Erhalt der 
Artenvielfalt von Pflanzen und Tieren 
haben nurdann eine Chance auf Erfolg, 
wenn wir den Schutz der Lebensräume 
zur Leitlinie unseres Naturschutzhan
delns machen.
Alle als schützenswert erkannten Land
schaftsteile müssen gesichert werden. 
Naturschutzbereiche müssen zu Kern
bereichen des Naturerhalts werden. Sie 
sind schnell und vermehrt auszuwei
sen. In Naturschutzgebieten gebührt 
der Natur absoluter Vorrang vor allen 
wirtschaftlichen Nutzungen.
Die Naturschutzgebiete und geschütz
ten Biotope sind durch ein Netz von 
naturnahen Flächen- und Linienbio
topen (z.B. Knicks, Uferränder) mitein
ander zu verbinden.

Naturschutz darf sich nicht auf Restflä
chen beschränken. Nur wenn es ge
lingt, die Intensität der Flächennutzung 
insgesamt zurückzuschrauben, hat die 
Natur eine Chance. Deshalb werden wir 
uns für den Fortfall der Landwirt
schaftsklausel im Bundesnaturschutz
gesetz einsetzen. Darum werden Ent
wässerungsmaßnahmen nicht mehr 
gefördert. Die Flurbereinigung wird in 
den Dienst des Naturschutzes gestellt. 
Schleswig-Holstein braucht mehr 
Waldflächen. Der Waldbau hat sich zu 
orientieren an der Schaffung und der 
Pflege vielseitiger Waldtypen.
Die einzigartige Wattlandschaft an der 
schleswig-holsteinischen Nordseekü
ste bedarf dringend des umfassenden 
Schutzes. Die Fehler des Nationalpark
gesetzes (z.B. militärische Nutzung, Öl
förderung, keine totalen Ruhezonen) 
können allerdings nur langfristig beho
ben werden.
Kurzfristig müssen zusammen mit der 
Bevölkerung an der Westküste konkre
te Schutzkonzepte erarbeitet und um
gesetzt werden. Wir schützen unsere 
Küsten an Nord- und Ostsee, ohne Neu
land oder andere Nutzungsmöglichkei
ten gewinnen zu wollen.

Wasser ist Leben

Zu den Reichtümern unseres Landes 
gehören insbesondere die Gewässer. 
Tümpel, Bäche, Seen und unsere Kü
sten sind vielfältige Lebensräume für 
Tiere und Pflanzen. Sie dienen den 
Menschen in Schleswig-Holstein und 
ihren Gästen für Freizeit und Erholung. 
Durch Verbau, Kanalisierung, An
reicherung durch Nähr- und Schadstof
fe sind sie bedroht.
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Wir wollen natumahe Bäche, Tümpel, 
Seen, Feuchtgebiete und Küstenberei
che in ihrem Bestand sichern.
Nord- und Ostsee müssen vor Abwas
sereinleitungen und Abfallverbringung 
konsequent geschützt werden. Wir for
dern ein totales Verklappungsverbot.
Abwässer dürfen nirgendwo mehr un
zureichend geklärt in Gewässer einge
leitet werden. Landesweit ist die Sanie
rung vorhandener Kläranlagen, insbe
sondere der Bau weitergehender Rei
nigungsstufen (z.B. chemische Klärung) 
durchzusetzen. Die dezentrale Abwas
serbeseitigung im ländlichen Raum ist 
zu fördern. Die Landesregierung wird 
eine Gülleverordnung erlassen.
Wir fordern einen sparsamen Umgang 
mit Trinkwasser. Zur langfristigen Si
cherung der knappen Reserven wer
den wir schnellstens alle Trinkwasser- 
gewinnungs- und Regenerationsgebie
te unter Schutz stellen und damit eine 
rechtliche Absicherung gegenüber 
konkurrierenden Nutzungen sicherstel
len. Für Industrie-, Gewerbe- und Rei
nigungszwecke ist verstärkt Brauch
wasser einzusetzen.

Gesunde Nahrung

Der Einfluß der Chemie auf unseren Le
bensraum und auf die Lebensqualität ist 
erheblich. Tausende von Chemikalien 
werden unseren Lebensmitteln - oft 
unnötig - zugesetzt oder in ihnen als 
Rückstände bewußt geduldet oder 
nicht gemessen. Weniger Chemie in 
unseren Lebensmitteln ist unser Ziel.
• Wir werden eine wirkungsvolle Über
wachung und Kontrolle der Lebensmit
tel gewährleisten. Die Lebensmittelkon
trollen (einschließlich radioaktiver Bela

stung) sind zu verstärken. Der vorbeu
genden Kontrolle bereits beim Herstel
ler kommt dabei besondere Bedeutung 
zu. Die Ergebnisse der Kontrollen sind 
regelmäßig zu veröffentlichen.
• Die umwelttoxikologische For
schung in Schleswig-Holstein ist gezielt 
zu fördern.
• Wir treten für eine vorsorgende, ge
sundheitsverträgliche Chemiepolitik 
ein. Dazu gehört im Land eine verbes
serte leistungsfähige Gewerbeaufsicht.
• Auch Herstellungs- und Vertriebs
verbote für giftige Stoffe dürfen kein Ta
bu sein.

Abfall: Vermeiden - 
vermindern - verwerten

Ein Kurswechsel hin zu einer echten 
Abfallwirtschaft mit der Pflicht zur Ab
fallvermeidung, zur Getrenntsammlung 
und Verwertung ist überfällig. Die Ab
fallentsorgung ist Aufgabe der öffentli
chen Hand.

• Ein Abfallwirtschaftskonzept ist ge
meinsam mit den norddeutschen Nach
barländern zu konkretisieren und um
zusetzen.
• Durch Aufklärung, Anreize und Pro- 
du ktionsverbote ist bu ndesweit auf ei ne 
Verminderung des Abfallaufkommens 
hinzuwirken.
• Wir wollen landesweit die Einführung 
einer getrennten Sammlung von Haus
müll-Stoffen, die Errichtung und den 
Betrieb von Recyclingzentren in allen 
Kreisen zur Wiederverwertung von 
Rohstoffen im Müll. Weiter fordern wir:
• Entwicklung, Bau und Einsatz mo
derner Abfallentsorgungstechniken in 
Schleswig-Holstein.
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• Keinen Müllexport zur Sondermüll
deponie Schönberg/DDR.
• Lückenlose Erfassung der Altlasten, 
Untersuchung und Bewertung und - 
wo erforderlich - Sanierung; Einrich
tung eines Altlastenfonds auch mit Mit
teln der Industrie.
• Aufbau einer schnellen und preis
günstigen Abfallentsorgung für alle 
Schiffe in den Häfen.

Sichere Energie für 
Schleswig-Holstein 
ohne Atomkraft:
Wir organisieren den 
Atomkraft-Ausstieg

Eine Technik wie die Atomenergie, die 
niemals versagen darf und der gegen
über die Menschen niemals versagen 
dürfen, weil die Folgen nicht be
herrschbar sind, kann nicht verantwor
tet werden.
Deshalbwollen wir entsprechend unse
rer seit 1975 aufgestellten Forderungen 
den schnellstmöglichen Ausstieg aus 
der Atomenergie in spätestens zwei 
Wahlperioden vollzogen haben.
Die entscheidende Weichenstellung für 
den Ausstieg muß auf Bundesebene er
folgen. Dort gilt es die rechtlichen und 
politischen Rahmenbedingungen zu 
ändern.
Den äußerst engen landespolitischen 
Handlungsspielraum für den Ausstieg 
werden wirvoll ausschöpfen. Gleichzei
tig werden wir eine ökologisch verant
wortbare und sozial verträgliche Ener
gieversorgung in Schleswig-Holstein 
verwirklichen. Auch dabei setzen wir 
auf neue Technologien, die neue und 
zukunftssichere Arbeitsplätze schaffen.

Für eine sichere und ökologisch verantwortbare 
Energieversorgung.

Foto: Windkraftanlage auf Pellworm.

Bei atomrechtlichen Entscheidungen 
ist eine Landesregierung Genehmi
gungsbehörde im Rahmen der Bun- 
desauftragsverwaltung. Eine SPD-Lan
desregierung wird die Betriebsgeneh
migungen für die Atomkraftwerke in 
Schleswig-Holstein widerrufen.
Zur rechtlichen Absicherung dieser 
Entscheidung wird eine SPD-Landes
regierung unverzüglich für alle Atom
kraftwerke in Schleswig-Holstein Si
cherheitsüberprüfungen durch unab-
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Wenn Sie mehr über die Arbeit 
der SPD wissen wollen...
Für Arbeit, Umwelt und Demokratie - unter diesem 
Motto hat die SPD Schleswig-Holstein nicht nur ihr 
Landtagswahlprogramm entwickelt, sondern zahlrei
che programmatische Aussagen zu anderen Politik
bereichen, zum Beispiel zu:
• Liberalität in Schleswig-Holstein
• Natur und Landschaft in Schleswig-Holstein
• Energiepolitik - Wir organisieren den Ausstieg
• Schiffbau und Schiffahrt in Schleswig-Holstein
• Arbeit und Umwelt - Zukunft für die Westküste
• Der Wald muß leben
• Die kommunale Demokratie stärken
• Die Zukunft der Arbeit
• Arbeit in Schleswig-Holstein
• Wasser ist Leben
• Zukunft für den Landesteil Schleswig
• Verkehrspolitik für Schleswig-Holstein
• Saubere Nordsee, sichere Küsten
• Vermeiden - Vermindern - Verwerten

- Abfallwirtschaft für Schleswig-Holstein -
• Der Schutz des Wattenmeeres ,
• Gleichstellung zwischen Männern und Frauen
• Bildung in Schleswig-Holstein
• Kulturpolitik
• Fremdenverkehr
• Sozialpolitik

Wenn Sie mehr über die Politik der SPD wissen wollen, schicken wir Ihnen 
gerne die gewünschten Informationen. Schreiben Sie an: Björn Engholm, Lan
deshaus, Düsternbrooker Weg, 2300 Kiel.

23



Wenn Sie mehr mit der SPD 
tun und Mitglied werden 
wollen...

Wenn Sie auch der Meinung sind, daß 37 Jahre CDU 
für Schleswig-Holstein mehr als genug sind, wenn Sie 
mit uns meinen, daß es „Zeit zum Aufklaren“ ist, daß 
die programmatisch klare Alternative der SPD in ih
rem Spitzenkandidaten Björn Engholm die personelle 
Entsprechung findet, wenn Sie mehr mit der SPD tim 
wollen - dann werden Sie Mitglied. Schreiben Sie an 
uns (SPD-Landesverband, Kleiner Kuhberg 28-30,
2300 Kiel)

Ja, ich möchte Mitglied werden.
Schicken Sie mir bitte einen Aufnahmeantrag und die 
entsprechenden Unterlagen:

(Name) (Vorname)

(Straße, Hausnummer)

(Postleitzahl) (Wohnort)

(Geburtsdatum) (Beruf)

(Datum, Unterschrift)
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hängige Gutachtergremien indie Wege 
leiten. Diese werden strengste Maßstä
be auf der Grundlage des jeweils neue
sten Standes von Wissenschaft und 
Technik anlegen. Es wird eine umfas
sende und wissenschaftlich abgesi
cherte Neubewertung der Gefahren 
vorgenommen, die von Atomanlagen 
ausgehen. Auf dieser Grundlage wird 
im Interesse von Mensch und Natur ei
ne neue Sicherheitsphilosophie* erar
beitet.
Die vorhandenen Atomkraftwerke müs
sen für die Restbetriebszeit strengsten 
Sicherheitsanforderu ngen entspre
chen. Die TÜV-Studie über die beson
deren Sicherheitsrisiken der Siedewas
serreaktoren muß zum sofortigen Wi
derruf der Betriebsgenehmigungen der 
Atomkraftwerke Brunsbüttel und 
Krümmel führen.
Der Ausstieg aus dem Atomkraftwerk 
Brokdorf muß über den oben beschrie
benen Weg der Erarbeitung einer neu
en Sicherheitsphilosophie erfolgen. 
Darüber hinaus sind alle weiteren recht
lichen Wege zum Ausstieg zu nutzen.

Für eine sichere 
und ökologisch verantwortbare 
Energieversorgung ________

Unser Energiekonzept hat vier Schwer
punkte:

1. Energieeinsparung
2. Förderung der Wärmekraftkopplung 

mit neuen Kohlekraftwerken, ausge
rüstet mit modernster Umwelttechnik

3. Erneuerbare Energie durch Wind-,
Sonnen- und Biogasanlagen

4. Kommunalisierung der Energiever
sorgung.

Nicht der Mehrverbrauch von Strom 
und Gas, sondern die Einsparung soll 
sich lohnen. Veränderungen bei der 
Schleswag und den kommunalen 
Energieversorgern hin zu Energie
dienstleistungsunternehmen, ein Ener
gieeinspargesetz, eine Energiespar
agentur sind Schritte auf dem Weg zu 
diesem Ziel.
Schleswig-Holstein ist das windreich
ste Land der Bundesrepublik. Diesen 
Vorteil werden wir nutzen. Strom aus 
Windkraftanlagen soll zum festen Be
standteil unserer Energieversorgung 
werden. Ebenso werden wir die Solar
technik vorantreiben. Die Stromerzeu
gung aus Biogasanlagen - Strom vom 
Bauernhof - hat gerade in ländlichen 
Regionen eine realistische Zukunft. 
Die Stromwirtschaft der Bundesrepu
blik ist weitgehend monopolisiert und 
setzt einseitig auf die Atomkraft - eine 
energiepolitische Sackgasse.
Die Städte und Gemeinden müssen 
wieder zu einem maßgebenden Träger 
der Energiepolitik werden.
Wir wollen kommunale Energiedienst
leistungsunternehmen, örtliche Ener
giekonzepte und kommunale Energie
sparagenturen, die zum Beispiel die 
Vorfinanzierung der Investitionen re
geln, die ein Hauseigentümer benötigt, 
um sein Gebäude wärmedämmend 
auszurüsten.
Den Ausbau des Nah- und Fernwär
menetzes durch die Kommunen wer
den wir vorrangig unterstützen und da
mit zusätzlich Arbeitsplätze im Bereich 
der Bauwirtschaft schaffen. ■

* „Sicherheitsphilosophie ist eine nach dem Stand der Erkenntnis entwickelte Denkweise, die das erforderliche 
Schutzbedürfnis der Beschäftigten und der Bevölkerung gegen die gegebenen und erwarteten Risiken abwägt und 
daraus konkrete Forderungen an die Technik ableitet“
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Das gab 's noch nie in Schles wig-Hoistein, das gibt es sonst in keiner Partei: A ut sicheren Listenplätzen kandid 
Gleichstellung der Frau auch in der Partei.

Gleichstellung von Frauen 
verwirklichen

Wir wollen Menschen, Frauen und 
Männer, die, gleich, frei und solidarisch 
erzogen, sich allen Bereichen der ge
sellschaftlichen Arbeit und des gesell
schaftlichen Lebens widmen. Die über
kommene gesellschaftliche Arbeitstei

lung, die Frauen die Kindererziehung 
und Hausarbeit, das private Leben, den 
Männern die Erwerbsarbeit und das öf
fentliche Leben zu weist, ist bis heute 
nicht überwunden. Das Verfassungs
gebot der gesellschaftlichen Gleichstel-
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eren zwölf Frauen zur bevorstehenden Landtagswahl. So verwirklicht die SPD Schleswig-Holstein die

lung von Mann und Frau ist immer noch 
nicht verwirklicht. Wir werden die Tren- 
nung der Lebensbereiche aufheben, 
wir wollen eine Gesellschaft, die nicht 
mehr gespalten ist in Menschen mit an
geblich weiblichen und angeblich 
männlichen Denk- und Verhaltenswei
sen.

Frauen auf allen Ebenen fördern

Um die Benachteiligung von Frauen auf 
allen Ebenen abzubauen, unterstützen 
wir die Einrichtung von kommunalen

Frauenbüros mit einer entsprechenden 
Änderung der Gemeindeverfassung. 
Wir werden außerdem ein Gleichstel
lungsgesetz und eine Gleichstellungs
stelle für das Land Schleswig-Holstein 
schaffen, die den Frauen ermöglichen, 
ihre Ansprüche geltend zu machen. Sie 
sollen insbesondere Hindernisse besei
tigen, die auf Landesebene der Gleich
stellung der Frau entgegenstehen.
In einem sozialdemokratischen Kabi
nett wird eine Ministerin für die Wah
rung der Interessen von Frauen zustän
dig sein.
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Gleiche Chancen im Beruf
Frauen und Männer müssen gleiche 
Chancen für Ausbildung und Berufstä
tigkeit erhalten. Sie müssen die glei
chen Möglichkeiten haben, ihren Le
bensunterhalt zu verdienen und für 
Kindererziehung und für Hausarbeit 
verantwortlich zu sein. Deshalb werden 
wir die rollenspezifische Erziehung von 
Mädchen und Jungen abbauen. Bil
dungsinhalte und Bildungsmedien 
(Lehr- und Lernmittel, Lehrpläne und 
Unterrichtsrichtlinien, Lehreraus- und 
-fortbildung) werden wir unter dem Ge
sichtspunkt der Gleichstellung überprü
fen und verändern.
Wir werden bei Mädchen und Jungen 
eine gleiche und breite berufliche 
Orientierung, Motivation und Verant
wortung für Beruf und Familie fördern. 
Die SPD-geführte Landesregierung 
wird Schritte einleiten, die Geringfügig
keitsgrenze in der Sozialversicherung 
abzuschaffen, um die Benachteiligung 
der Frauen in der Renten- und Arbeits
losenversicherung abzubauen.

Benachteiligung abbauen

Der Benachteiligung der Frauen auf 
dem Arbeitsmarkt setzen wir ein Frau
enförderprogramm entgegen, das bei 
der Personalplanung, Ausbildung, Ar
beitsorganisation, Neueinstellung und 
Eingruppierung sowie bei Fragen der 
Arbeitsbedingungen die Benachteili
gungen der Frauen - bei gleicher Quali
fikation - aufhebt.
Wir werden Frauen entsprechend ihrer 
tatsächlichen Erwerbslosigkeit bei ar
beitsmarktpolitischen Maßnahmen för
dern sowie die Wiedereingliederung 
von Frauen in den Beruf ermöglichen.

Der Anteil der Frauen an Umschu- 
lungs-, Fortbildungs- und Weiterbil
dungsmaßnahmen ist drastisch zu er
höhen. In Zusammenarbeit mit der 
Bundes- und Landesarbeitsverwaltung 
werden wir ein Modellprogramm 
Gleichstellung entwickeln, um eine Er
folgskontrolle über die Wirksamkeit 
solcher Maßnahmen zu erhalten.
Wir werden Unternehmen, die Gleich
stellungspläne entwickeln, besonders 
unterstützen. Wo Arbeitnehmervertre
tungen vorhanden sind, sind diese zu 
beteiligen.
Wir werden die Arbeitsorganisation so 
gestalten, daß Familienaufgaben und 
Berufstätigkeit besser vereinbart wer
den.

Hilfe für Frauen in Not

Frauen waren und sind auf vielfältige 
Weise Opfer von Gewalt. Die Existenz 
von Frauenhäusern dokumentiert die 
Gewalt, der Frauen ausgeliefert sind. 
Wir unterstützen insbesondere die 
autonomen Frauenhäuser und Frauen
hausinitiativen.
Die finanzielle Bezuschussung kann 
nicht länger Hauptaufgabe der Kreise 
und Städte sein. Das Land hat eine aus
reichende Finanzierung zu gewährlei
sten. Die Bedingungen, die an die Ver
gabe von Geldmitteln geknüpft werden, 
dürfen nicht dazu führen, daß inhaltlich 
in die Frauenhausarbeit eingegriffen 
wird. Jeder Kreis sollte mindestens ein 
Frauenhaus haben.
Vergewaltigungen sind der brutalste 
Beweis der Unterdrückung von Frauen 
durch Männer. Die Dunkelziffer der 
Vergewaltigungen ist immer noch 
enorm hoch. Wir unterstützen Initiativen 
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und Notrufzentralen für vergewaltigte 
Frauen.
Wir wollen uns dafür einsetzen, daß 
Frauen ihren Vergewaltiger anzeigen 
können, ohne Diskriminierung befürch
ten zu müssen.
Die Vergewaltigung in der Ehe muß 
zum Straftatbestand gemacht werden, 
damit auch Ehefrauen das sexuelle 
Selbstbestimmungsrecht erhalten.
Die Verschärfung der Beratungspraxis 
für den Schwangerschaftsabbruch soll 
in Schleswig-Holstein nicht zum Tra
gen kommen.
Wir werden die Stiftungen auflösen, die 
sich als unkontrollierbar und bürger

feindlich herausgestellt haben. Es soll 
Bürgerinnen und Bürgern möglich sein, 
Hilfe in besonderen Lebenslagen als 
Rechtsanspruch durchzusetzen.

Gleichstellung in der Partei

Wir haben mit der Gleichstellung in der 
eigenen Partei bereits begonnen. Vor 
zwei Jahren haben wir uns verpflichtet - 
in einem ersten Schritt Jedes dritte 
Parlamentsmitglied soll eine Frau sein. 
Diese Verpflichtung lösen wir ein: Die 
neue SPD-Landtagsfraktion wird zu ei
nem Drittel aus Frauen bestehen. ■

Frauen und Männer müssen gleiche Chancen für Ausbildung und Berufstätigkeit haben.
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V 
Gleiche Bildungschancen 

für alle - 
mehr Vielfalt in der Kultur

Bildung und Erziehung sollen zur vollen 
Entfaltung der persönlichen Möglich
keiten und zur gesellschaftlichen Teil
habe befähigen. Deshalb sollen unsere 
Schulen nicht nur Wissen vermitteln 
und Berechtigungen vergeben, son
dern auch dazu befähigen, gesellschaft
liche Zusammenhänge kritisch zu 
durchschauen, gemeinsam mit ande
ren Gefahren und Mißstände zu besei
tigen und sich schöpferisch zu betäti
gen.
Bildungspolitik muß ihren Beitrag lei
sten zum Engagement für den Frieden, 
für eine gesunde Umwelt, für den Ab
bau von Arbeitslosigkeit, und sie muß 
zur Solidarität mit allen Benachteiligten 
befähigen, zum Beispiel auch mit aus
ländischen Mitbürgern und Mitbürge
rinnen und den Menschen in der Dritten 
Welt.
Bildung und Erziehung sind grundsätz
lich öffentliche Aufgabe. Sozialdemo
kraten werden sich deshalb jeder weite
ren Privatisierung dieser Aufgabe, ins
besondere in der beruflichen Bildung 
sowie in der Fort- und Weiterbildung, 
widersetzen. Sie bekennen sich auch 
zu Reformen des öffentlichen Bil
dungswesens, weil sie bessere und 
humanere Bildung für alle wollen.

Wir brauchen Freiräume für Initiativen, 
für Ideen, für selbständige Gestaltung 
an unseren Schulen. Innere Schulre
form soll in den Mittelpunkt sozialde
mokratischer Bildungspolitik rücken. 
Lebendige Gestaltung von Schule und 
Unterricht kann nicht verordnet, sie 
muß gemeinsam mit Schülern, Eltern 
und Lehrern entwickelt werden.
Aus der verwalteten und verwaltenden 
Schule muß die lebendige, die gestal
tende Schule werden.
Nicht das abfragbare Wissen und 
Zeugnisse dürfen im Vordergrund von 
Schule und Unterricht stehen, sondern 
die Förderung aller Schüler mit den un
terschiedlichsten Lernvoraussetzun
gen, Fähigkeiten und Interessen. Wir 
werden allen Lernenden, unabhängig 
von ihrer Herkunft und ihrem Ge
schlecht, die gleichen Chancen eröff
nen. Das bedeutet, daß auf allen Stufen 
und in allen Bereichen von Bildung, Er
ziehung, Ausbildung und Weiterbildung 
alle Möglichkeiten zur Zusammenarbeit 
und Integration genutzt werden sollen. 
Wir werden die Eingliederung der Be
hinderten in die allgemeinen Bildungs
und Erziehungseinrichtungen und die 
Zusammenarbeit der Schularten im Mit
telstufenbereich fördern. Darüber hin
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aus werden wir die Zusammenarbeit 
zwischen allgemeiner und beruflicher 
Bildung verstärken und die Gleichwer
tigkeit der Erwachsenenbildung mit den 
anderen Bildungsbereichen anstreben. 
Kulturelle, ästhetische, soziale und ge
sundheitliche Gesichtspunkte müssen 
einen hohen Stellenwert in der Erzie- 
hungs- und Bildungsarbeit gewinnen, 
um damit das nötige Gegengewicht zu 
allein zweckrationalen Zielen und Inhal
ten zu setzen.
Integrierte Gesamtschulen sind am be
sten geeignet, die Fähigkeit des einzel
nen zu fördern, soziale Unterschiede 
auszugleichen und Erneuerungen im 
Schulwesen anzuregen und umzuset
zen. Überschaubare Gesamtschulen 
können auch bei Rückgang der Schü
lerzahlen das Bildungsangebot vor Ort 
erhalten und Impulse für gemeinsames 
Lernen im lebensnahen Umfeld der 
Schüler geben.
Für die ideenreiche, am Schüler und 
seinem Erlebnishintergrund orientierte 
Gesamtschule wollen wir werben und 
ihre Einrichtung fördern. Überall dort, 
wo Eltern das Recht auf Gesamtschule 
verwirklicht sehen wollen, wird es auf 
Antrag des Schulträgers Gesamtschu
len geben. Sozialdemokraten werden 
aber auch das gegliederte Schulwesen 
weiterentwickeln.
Integration hört nicht bei der Sekundar
stufe 1 auf. Deshalb werden wir Versu
che mit Kollegschulen zur Verknüpfung 
von allgemeiner und beruflicher Bil
dung fördern.

Schritte auf dem Wege zum Ziel
• Innere Schulreform
- Eine SPD-Landesregierung nimmt 

die neuen Lehrpläne mit sofortiger

Wirkung zurück und schafft schritt
weise die Voraussetzungen, um die 
Lehrpläne durch Rahmenpläne zu 
ersetzen.

- Stundentafeln werden nicht mehr für 
einzelne Schuljahre festgeschrieben, 
sondern für zwei oder drei Schuljah
re vorgegeben, so daß ein Gestal
tungsfreiraum für die Schulen ermög
licht wird.

- Projekte, Praktika, Exkursionen, Ar
beitsgemeinschaften und Klassen
fahrten gehören zum festen Bestand
teil von Unterricht in allen Schulstu
fen.

- Unterrichtseinheiten zur Friedensar
beit, Umwelterziehung und zur sozia
len Mitverantwortung werden für die 
Schulen verbindlich.

- Die Schulkonferenz erhält mehr 
Rechte. Die Mitbestimmung von El
tern und Schülern wird dadurch ver
stärkt, daß sie 50 Prozent der stimm
berechtigten Mitglieder stellen. Die 
Anzahl der stimmberechtigten Mit
glieder wird verringert.

- Schülerzeitungen werden in Eigen
verantwortung der Schüler gestaltet 
und verteilt. Schülerzeitungen wer
den finanziell so unterstützt, daß eine 
wirkliche Unabhängigkeit gewähr
leistet ist. Eine Zensur findet nicht 
statt.

- Ausländische Schülerinnen und 
Schüler werden besonders unter
stützt, um ihnen die Integration in die 
Klassengemeinschaft unter Wah
rung ihrer kulturellen Eigenständig
keit zu ermöglichen.

• Organisation
- Die Grundschule soll die Freude der 

Kinder am gemeinsamen Lernen und
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Tun erhalten und vertiefen. Sie wird 
daher von der Auslesefunktion für die 
weiterführenden Schulen befreit. Der 
Einsatz von Sonderpädagogen soll 
einen Wechsel zur Sonderschule 
soweit wie möglich verhindern. Fer
ner werden alle nötigen baulichen 
Maßnahmen getroffen, um eine Inte
gration von körperlich und geistig 
Behinderten in unser Bildungsystem 
zu verwirklichen. Wir werden Integra
tionsklassen zur Eingliederung be
hinderter Schüler einrichten.

- Durch Angleichung der Lernziele 
und Rahmenvorgaben und durch 
gezielte Fördermaßnahmen soll in 
der Orientierungsstufe statt der 
„Rutschbahn nach unten“ den Schü
lern die Möglichkeit gegeben wer
den, auf der gewählten Schulform zu 
bleiben oder zu einer „höheren“ 
Schulform versetzt zu werden. Die 
Einrichtung integrierter Orientie
rungsstufen ist möglich.

- Die Einrichtung von Ganztagsschu
len wird vorangetrieben.

- Schülervertretungen erhalten mehr 
Rechte.

- Die Unterrichtsversorgung soll ver
bessert werden, wobei ein Schwer
punkt auf die Verbesserung der Lage 
in den Berufsschulen gelegt wird.

- Der schulpsychologische Dienst 
muß weiter ausgebaut werden.

- Die volle Lernmittelfreiheit wird an al
len Schulen wieder eingeführt.

- Bis zur Wiedereinführung des Schü- 
ler-BAFöGs in alter Form wird ein 
Landesgesetz (LAFöG) verbesserte 
Bildungschancen für alle ermögli
chen.

• Gesamtschulen sind Regelschulen. 
Neue Gesamtschulen werden auf An

trag des Schulträgers dort eingerichtet, 
wo Eltern das Recht ihrer Kinder auf 
Gesamtschulbesuch verwirklicht sehen 
möchten.
Alle anderen Schulen werden weiter
entwickelt.
Alle Möglichkeiten der Zusammenar
beit zwischen weiterführenden Schulen 
sind zu nutzen, um bei weiter zurück
gehenden Schülerzahlen möglichst 
überall pädagogisch differenzierte Bil
dungsangebote erhalten zu können.

• Das Berufsgrundbildungsjahr wird 
ausgebaut.
Die Angebotsbreite der gymnasialen 
Oberstufen wird vergrößert. Die Zu
sammenarbeit zwischen ihnen und be
ruflichen Schulen wird angestrebt. 
Behinderte Jugendliche werden im 
Rahmen der Berufsausbildung durch 
bedarfsgerechte Maßnahmen geför
dert. Ziel aller Förderung ist der Ab
schluß einer Berufsausbildung in einem 
anerkannten Ausbildungsberuf. Nur so 
ist eine befriedigende Integration in das 
Beschäftigungsleben zu erreichen.

• Das allgemeinbildende 10. Schul
pflichtjahr wird eingeführt. Es enthält 
berufswahIvorbereitende Lehrinhalte.

• Weiterbildung für alle und lebenslang 
ist durch ein Bildungsurlaubs- und Er
wachsenenbildungsgesetz sicherzu
stellen. Jeder Arbeitnehmer hat das 
Recht auf Teilnahme an ständiger all
gemeiner und beruflicher und politi
scher Weiterbildung. Weiterbildung ist 
öffentliche Aufgabe und damit gleich
wertiger Teil des öffentlichen Bil
dungswesens.
Bund, Länder und Gemeinden haben 
für ein flächendeckendes Weiterbil
dungssystem zu sorgen, das die Chan
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cengleichheit und den Zugang für je
dermann garantiert.
Die Volkshochschulen nehmen in der 
Erwachsenen- und Weiterbildung eine 
wichtige Funktion wahr. Sie sind finan
ziell besser auszustatten, und die eh
renamtlichen Leiter sollen durch haupt
amtliche ersetzt werden. Eine SPD- 
Landesregierung wird ein Modell re
gionaler „Dozenten-Pools“ mit haupt
amtlichen Mitarbeitern entwickeln, för
dern und finanziell unterstützen.
Eine SPD-geführte Landesregierung 
wird den Landesanteil am BAFÖG 
Schülern und Studenten wieder als Zu
schuß gewähren.

Hochschule
Die Öffnung der Hochschulen bleibt 
unser Ziel. Wissenschaftliche Ausbil
dung darf nicht wieder Privileg einer 
Minderheit sein. Der Zugang zu Hoch
schulen muß auch aus der Berufspraxis 
möglich sein.
Durch die Umstellung der Studenten
förderung BAFÖG auf Darlehen und die 
Streichung der Schüler-BAFöGs wer
den vor allem Frauen und Kinder aus 
weniger betuchten Familien vom Stu
dium abgeschreckt. Wir fordern des
wegen von der Bundesregierung, die 
Studentenförderung und das Schüler- 
BAFöG wieder in der alten Form einzu
richten.
Die Hochschulen müssen in die Lage 
versetzt werden, ihren Ausbildungsauf
trag zu erfüllen. Angesichts der Eng
pässe in vielen Ausbildungsgängen 
werden wir eine Elitebildung verhin
dern, die auf Kosten der Mehrheit der 
Studenten geht
Freiheit in Forschung und Lehre ver
langt von den Wissenschaftlern gleich

zeitig die Übernahme von Verantwor
tung gegenüber der Gesellschaft, die 
Forschung und Lehre der Wissen
schaftlerfinanziert. Wir werden die Wis
senschaftler besonders fördern, die ihre 
Ergebnisse zur Lösung sozialer, ökolo
gischer und ökonomischer Probleme 
unserer Gesellschaft einsetzen. Das 
bedeutet Förderung des Technologie
transfers in Fachhochschulen, in den 
angewandten Fächern der Universität 
und den Forschungseinrichtungen des 
Landes. Insbesondere im ingenieurwis
senschaftlichen Bereich werden wir an 
den Fachhochschulen, die Mittler zwi
schen Wissenschaft und Wirtschaft 
sind, Forschungs- und Entwicklungs
vorhaben fördern und initiieren. Zu ei
ner langfristigen Forschungspolitik ge
hört für uns aber auch die Förderung 
der Grundlagenforschung in den Na
turwissenschaften und der Forschun
gen im sozial- und geisteswissenschaft
lichen Bereich, die sich mit den Auswir
kungen der natur- und ingenieurwis
senschaftlichen Forschung auf die Ge
sellschaft beschäftigen. Durch eine No
vellierung des Hochschulgesetzes 
werden wir dafür sorgen, daß alle 
Gruppen an den Hochschulen wirksa
me Mitbestimmungsrechte erhalten. 
Dazu gehört, daß wir das große Über
gewicht der Gruppe der Professoren 
abbauen. Wir werden der verfaßten 
Studentenschaft ein politisches Mandat 
ermöglichen. Den erfolgreichen Wis
senschaftlern werden wir eine realisti
sche Chance zum Verbleib an den 
Hochschulen bieten. Nur so können wir 
verhindern, daß sich die Qualität der 
Hochschulen vermindert.
Wir werden die in den letzten Jahren 
immer weiter ausgehöhlte Autonomie
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Studenten-Protest in Kiel gegen Elite-Hochschulen.

der Hochschulen wieder stärken und 
sie ermutigen zur Reform und Neuent
wicklung von Studiengängen sowie der 
Einrichtung von Studienzentren.
Die Benachteiligung von Frauen wer
den wir durch gesetzlich festgeschrie
bene Frauenpläne und die Berufung ei
ner Frauenbeauftragten an den Hoch
schulen abbauen helfen.
Für unser Ziel der Gleichstellung von 
Frau und Mann ist die Frauenforschung 
eine wichtige Voraussetzung. Wir wer
den uns für die Einrichtung einer Frau
enforschungsstelle an einer unserer 
Hochschulen einsetzen. Sie betreibt 
auch Frauengeschichtsforschung.

Kulturpolitik

Die frei verfügbare Zeit der Menschen 
ist in den letzten Jahren weiter gewach
sen. Das Bedürfnis der Menschen nach 
sinnerfüllter Tätigkeit und nach Selbst
verwirklichung ist gestiegen. Das Leben 
in unserer Gesellschaft ist gekenn
zeichnet von wachsenden, vielseitigen 
Kommunikationsangeboten. Diese zie
len zunehmend ab auf rezeptives Ver
halten, auf passiven Konsum. Eigen
schöpferisches Handeln macht dage
gen die kulturelle Tätigkeit des Men
schen aus und ist Teil der persönlichen 
Lebensgestaltung.
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Die vielfältigen Formen kultureller Betä
tigungen, schöpferischer Möglichkei
ten und Leistungen werden den Reich
tum unserer Gesellschaft heute und 
künftig mit ausmachen. Die eigen
schöpferischen Werke der Künstler, die 
kreativen Kräfte in jedem einzelnen, das 
umfangreiche und vielgestaltige Ange
bot der öffentlichen Kulturinstitutionen 
und der ergänzende und erfinderische 
Beitrag, den der kommerzielle Kultur
markt anbietet, sind Zeichen für die Le
bendigkeit unserer Gesellschaft.
Wir unterstützen diese kulturelle Vielfalt 
und werden sie fördern, wo immer sie 
sich erweitern und vertiefen läßt. Dabei 
werden wir besonders darauf hinarbei
ten, daß Kultur in allen ihren Ausprä
gungen für jeden offen ist. Gerade für 
Schleswig-Holstein muß gelten, daß 
Kultur zu den unverzichtbaren Res
sourcen des Landes gehört.
Wir werden dafür sorgen, daß der Auf
trag der Schulen, auch die musischen 
Fähigkeiten der Schüler zu entwickeln, 
Phantasie und Kreativität anzuregen 
und den Zugang zu Kunst und Kultur zu 
öffnen, verstärkt wahrgenommen wird. 
Musik- und Kunststunden werden nicht 
mehr ausfallen.
Wir werden die großen öffentlichen Kul
turinstitutionen (Theater, Museen, Or
chester usw.) gezielt unterstützen und 
die reiche Kulturlandschaft in Schles
wig-Holstein fördernd erweitern, wobei 
der Musikhochschule Lübeck und dem 
Ausbau des Fachbereichs Gestaltung 
an der Fachhochschule Kiel zu einer 
Akademie als Ausbildungsstätten 
schöpferischer Begabungen unser be
sonderes Augenmerk gilt.
Wir werden selbstverwaltete Künstler
gemeinschaften und alternative Kultur

initiativen ebenso fördern wie die Pflege 
des Brauchtums durch Vereine und 
Gruppen, wobei wir die eigenständige 
dänische und friesische Kultur als eine 
besondere Bereicherung in Schleswig- 
Holstein erkennen.
Wir werden die Aktivitäten ausländi
scher Kulturgruppen unterstützen, weil 
sie helfen, Vorurteile abzubauen. Dazu 
gehört auch die Förderung des Kultur- 
austauschs.
Wir wollen keine „von oben“ selbstherr
lich gelenkte und verordnete Kultur, 
sondern wir werden bei allen unseren 
fördernden Maßnahmen zusammen mit 
den kreativen Kräften des Landes und 
mit den Fachleuten demokratisch über 
die kulturelle Zukunft unseres Landes 
beraten und unseren Entscheidungen 
so eine breite Basis schaffen.
Die Kommunikation mit filmischen und 
literarischen Mitteln werden wir be
rücksichtigen sowie ihren regionalen 
und überregionalen Austausch fördern.

Sportpolitik

Sozialdemokraten haben ihre sportpoli
tischen Grundsätze aus den Werten der 
Arbeitersportbewegung abgeleitet und 
entwickelt. Die wachsende Freizeit der 
Bürger(innen) und die steigenden An
forderungen an die Menschen am Ar
beitsplatz und durch Umweltbelastun
gen sind heute die wesentlichen Be
gründungen dafür, daß Sozialdemokra
ten dem Sport als aktiver Freizeitgestal
tung und zur Förderung der Volksge
sundheit einen hohen Stellenwert zu
bemessen. Gleichzeitig müssen poli
tisch Antworten auf Probleme gegeben 
werden, die heute neu auf den Sport 
zukommen: die sich verschärfenden
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Schleswig-Holstein - eine Hochburg des Handballsports.

Konflikte zwischen Sport und Umwelt 
sowie die drohende Aushöhlung des 
Gemeinnützigkeitsprinzips des Sports 
durch dessen wachsende Kommerzia
lisierung, insbesondere des Spitzen
sports. Angesichts der gesellschaftli
chen Bedeutung des Sports nehmen 
Sozialdemokraten ihre Aufgabe, dem 
Sport bei der Bewältigung seiner Pro
bleme auch landespolitisch zu helfen, 
sehr ernst.
Der Sport organisiert sich selbständig, 
parteiunabhängig und weitgehend eh
renamtlich. Er ist auf Förderung durch 
die Gesellschaft angewiesen. Die Sport
förderung durch das Land wird kontinu
ierlich fortgesetzt. Der Sport muß sich 
darauf verlassen können, daß die För
dermittel entsprechend der Aufgaben
stellung ausreichend und für einen län

geren Zeitraum planbar zur Verfügung 
gestellt werden. Die Erhöhung der 
Übungsleiter-Pauschale wird erfolgen 
und steht hier als Beispiel.
Für Jugendliche ist sportliche Betäti
gung unter gesundheitlichen und ge
sellschaftlichen Gesichtspunkten be
sonders wertvoll. Unsere Jugend soll 
deshalb ungehindert Zugang zu allen 
sportlichen Betätigungen finden. Dem 
Schulsport in allen Schularten - ganz 
besonders in den sträflich vernachläs
sigten Teilzeit-Berufsschulen - wird ei
ne hohe Bedeutung zugemessen.
Sozialdemokraten werden sich dafür 
einsetzen, daß der Sport die wichtige 
Integrationsarbeit für behinderte und 
gesellschaftlich benachteiligte Grup
pen verstärkt und umfassend fortführen 
kann.
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Politik hat darüber hinaus die Aufgabe, 
als Mittler im Konflikt Sport und Umwelt 
tätig zu werden. Es ist zumindest mög
lich, übermäßige Konflikte zu entschär
fen und einen Interessenausgleich an
zustreben. Hierzu müssen auch die In
strumente der Regional- und Struktur
planung sorgfältig eingesetzt werden. 
Die Sportvereine und ihre Organisatio
nen werden bei der Planung von Sport
stätten von Anfang an beteiligt. Erforder
liche gesetzliche Grundlagen werden 
geschaffen.
Sozialdemokraten setzen sich für den 
Erhalt des Gemeinnützigkeitsprinzips 
ein.
Den Sportaustausch mit der DDR wol
len wir in Zusammenarbeit mit den 
Sportverbänden deutlich verstärken.

Jugendpolitik

Die Frage, wie Arbeit und Leben in Zu
kunft gestaltet werden sollen, wird von 
immer mehr Menschen gestellt und 
meist mit individuellen Lösungen be
antwortet. Die in den letzten Jahrzehn
ten entwickelten Ansprüche an Arbeit 
und Leben können nicht gesellschaft
lich befriedigt werden, wenn die öko
nomischen, sozialen und gesellschaft
lichen Entwicklungslinien der Bundes
republik Deutschland nicht geändert 
werden. Für Jugendliche vor allem ist 
eine Neugestaltung der Gesellschaft er
forderlich, wollen sie ihre Zukunft nicht 
heute schon verlieren.
Wir werden mit der Jugend eine besse
re Zukunft gestalten. Jugendpolitik heißt 

Björn Enghotm: „ Wir werden mit der Jugend eine bessere Zukunft gestatten. “
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für uns zunächst einmal, daß in den zen
tralen Bereichen der Politik - Arbeit, 
Umwelt, Demokratie, Frieden und Bil
dung - jungen Menschen die Zukunft 
nicht zerstört wird. Wir werden unseren 
Beitrag dazu leisten, daß die Lücke der 
Glaubwürdigkeit zwischen Worten und 
Taten geschlossen wird. Wir brauchen 
ein offenes und kritisches Verhalten der 
Jugend zur Geschichte. Ohne Kenntnis 
der Geschichte keine Entwicklung in 
die Zukunft.
Die Erfahrungen, die Jugendliche täg
lich mit der Politik der CDU-Landesre
gierung machen, zeigen deutlich, daß 
es in der Jugendpolitik in Schleswig- 
Holstein zu grundlegenden Verände
rungen kommen muß.
Die Jugend braucht Freiräume für ei
genständige Gestaltung und Entfal
tungsmöglichkeiten in der Schule, in 
der Hochschule, in Jugendzentren, in 
Jugendvertretungen und in den Betrie
ben. Wir werden die Mittel für Jugend
arbeit in Schleswig-Holstein beträcht
lich erhöhen. Jugendarbeit ist eine öf
fentliche, gesellschaftliche Aufgabe, 
und deshalb werden wir die „private“ 
Jugendstiftung des Landes auflösen. 
Die beste Zukunftsvorsorge für junge 
Menschen ist eine breite und qualifizier
te berufliche Bildung. Das Berufs
grundbildungsjahr soll nach dem 10. 
Schuljahr grundsätzlich das erste Aus
bildungsjahr werden. Zur Zeit sind in 
Schleswig-Holstein Tausende von Ju
gendlichen arbeitslos, weil sie für den 
falschen Beruf oder gar nicht ausgebil
det wurden. Jedem Jugendlichen, der 
nach einer beruflichen Ausbildung 
nach dem Berufsbildungsgesetz nach
fragt, wird künftig durch einen Rechts
anspruch eine Berufsausbildung gesi

chert: in Betrieben, Schulen und ande
ren Ausbildungsstätten.
Hierzu ist es auch notwendig, daß Be
triebe, die nicht ausbilden, künftig zu 
einer Abgabe herangezogen werden, 
um Betriebe, die ausbilden, zu entla
sten.
Betriebliche und außerbetriebliche 
Ausbildungsplätze sollen nur dann öf
fentlich gefördert werden, wenn Art und 
Qualität der Berufsausbildung eine Wei
terbeschäftigung im erlernten Beruf er
warten lassen. Auch sollen 50 Prozent 
der Ausbildungsplätze Mädchen vor
behalten werden. Allen Jugendlichen 
ist der Einstieg in das System der sozia
len Sicherung zu gewährleisten.
Zur Qualitätsverbesserung der Berufs
ausbildung sollen die beruflichen Schu
len angemessen weiterentwickelt wer
den. Zukünftig soll sich der Berufs
schulunterricht in allen Ausbildungsbe
rufen auf zwölf Wochenstunden er
strecken. Diese sollen - soweit nicht 
zwingende Gründe entgegenstehen - 
in zusammenhängenden Abschnitten 
erteilt werden. Bei Teilzeitunterricht 
sind die zwölf Wochenstunden gleich
mäßig auf zwei Schultage zu verteilen. 
Jedem Jugendlichen, der nach einer 
Berufsausbildung arbeitslos wird, ga
rantieren wir bis zu zwei Jahren eine 
Anschlußbeschäftigung: Sie sollen in 
einem Sonderprogramm „Arbeit und 
Lernen“ eine sinnvolle Arbeit im Baube
reich, beim Natur- und Umweltschutz, 
in der Stadtökologie oder in sozialen 
Diensten angeboten bekommen und 
weitere Qualifikationen erhalten. Und 
dies bei weitgehender materieller Si
cherung des Einkommens. ■
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VI.
Gleichheit und Solidarität

Eine gerechte, solidarische Gesell
schaft fordert von den Menschen, sich 
füreinander verantwortlich zu fühlen, 
einander zu helfen und die Schwachen 
vor den Stärkeren zu schützen.
Soziale Gerechtigkeit und Sicherheit 
sind nicht selbstverständliches Ergeb
nis einer marktwirtschaftlichen Ord
nung. Jeder Mann und jede Frau müs
sen sich in Fällen sozialer Not auf die 
Hilfe des Staates und der Solidarge- 
meinschaft verlassen können.
Auch in Schleswig-Holstein zeigt die 
Armut einer wachsenden Zahl von 
Menschen, daß die bisherige soziale 
Absicherung nicht ausreicht. Wir müs
sen deshalb das System der sozialen 
Sicherung ergänzen.
Die Regelsätze der Sozialhilfe nach 
dem Bundessozialhilfegesetz müssen 
bedarfsgerecht gestaltet und dem Ver
braucherverhalten angepaßt werden. 
Wir werden uns für eine Erhöhung der 
Regelsätze einsetzen. Die örtlichen 
Sozialhilfeträger werden durch ein 
Landesprogramm „Arbeit statt Sozialhil
fe“ finanziell entlastet und unterstützt.
Darüber hinaus werden wir die soziale 
Sicherung und die freie Selbsthilfe mit
einander verbinden. Selbsthilfe kann 
sozialstaatliche Leistungen und profes
sionelle Dienste nicht ersetzen, wohl 
aber entlasten, ergänzen und neuen 
Bedürfnissen flexibler gerecht werden. 
Sie befähigt, einbezogen in das System 
sozialer Sicherung, Menschen mit vie

len ihrer Probleme selbst und in Koope
ration mit anderen fertig zu werden. Nur 
so schaffen wir den Wandel zu einer 
selbstverantwortlichen Lebensführung.
Wir brauchen eine soziale Grundsiche
rung, damit die Menschen im Falle von 
Arbeitslosigkeit, zu niedriger Rente und 
Invalidität nicht mehr länger gezwun
gen sind, Sozialhilfe zu beantragen.

Zukunft für Familien und Kinder

Wir wollen die familien- und kinder
freundliche Gesellschaft. Für die Siche
rung des Anspruchs von Kindern und 
Jugendlichen auf Beachtung ihrer 
Menschenwürde und -rechte in der 
Familie und im öffentlichen Bereich 
wird ein(e) dem Landesparlament un
mittelbar verantwortliche(r) Kinderbe- 
auftragte(r) eingesetzt.
Wir begrüßen, daß Familien sich zu 
gleichberechtigten Partnerschaften 
zwischen Frau, Mann und Kindern ent
wickeln. Wir werden das fördern, indem 
wir uns für
• eine familienfreundliche Arbeitszeit,
• die Förderung familienfreundlicher 
Ganztagseinrichtungen und ein umfas
sendes, an den Bedürfnissen der Eltern 
und Kinder angepaßtes Angebot an 
Kindertagesstätten einschließlich des 
Mitspracherechts der Eltern und Mitar
beiter einsetzen. Um eine kindgerechte 
Erziehung zu ermöglichen, müssen in 
Kindergärten und -tagesstätten demo
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kratische und soziale Prinzipien ver
wirklicht werden. Daher muß gesetzlich 
unter anderem die Ausbildung der Mit
arbeiter und Mitarbeiterinnen, die El
tern- und Mitarbeiterrechte geregelt 
werden (Kindergartenrahmengesetz). 
• mehr qualifizierte Teilzeitarbeitsplät
ze für Väter und Mütter, ohne Ein
schränkung ihrer sozialen Absiche
rung, einsetzen.
Eine SPD-Landesregierung wird sich 
besonders um den Abbau der Benach
teiligung der alleinerziehenden Mütter 
und Väter kümmern. Kinder sind von 
allen politischen Entscheidungen be
troffen. Die SPD wird dies in ihrer Politik 
berücksichtigen. Wir setzen uns dafür 
ein, daß Gewalt gegen Kinder und ins
besondere der sexuelle Mißbrauch von 
Kindern schärfer verfolgt werden und 
daß der Mißbrauch von Kindern für 
Konsumreklame abgestellt wird. Wir 
wollen die Lebenssituation der Kinder 
verbessern, indem wir den Bedürfnis
sen der Kinder gerecht werden. Dazu 
gehören auch großzügige und preis
werte Wohnungen sowie Platz zum 
Spielen für Kinder und verkehrsberuhi
gende Maßnahmen.

Alter als Chance

Das Leben im Alter ist längst eine ei
genständige, aktive Lebensphase.
Die Situation alter Menschen ist weni
ger durch das kalendarische Lebensal
ter geprägt als vielmehr durch gesund
heitliche Beeinträchtigungen und sozia
le Belastungen.
Eine Politik für alte Menschen, die sich 
nur auf ihre Betreuung und Versorgung 
beschränkt, wird den vielfältigen Be
dürfnissen, kulturellen Interessen und

Aktivitäten alter Menschen nicht ge
recht.
Oberstes Ziel der Altenpolitik ist es, so
weit wie möglich eine selbständige und 
unabhängige Lebensführung zu erhal
ten. Deshalb wollen wir dafür sorgen, 
daß alte Menschen solange wie mög
lich altersgerecht in ihrer gewohnten 
Wohnumwelt leben können. Wir wer
den die ambulanten sozialen Dienste 
qualitativ und quantitativ ausbauen. 
Wir wollen mit den Betroffenen nach 
neuen Formen der Altenhilfe suchen. 
Wir werden Modellversuche für Wohn
gemeinschaften alter Menschen unter
stützen und dafür sorgen, daß diese 
Wohngemeinschaften keine Auflagen, 
die für Altenheime gelten, erhalten. Wir 
wollen spezielle Kultur- und Bildungs
angebote erstellen, die älteren Men
schen Perspektiven für ein Leben im 
Alter vermitteln. Sie sollen Interessen 
wecken, neue Lebensinhalte eröffnen, 
soziale Isolierung durchbrechen und 
selbstbestimmte Aktivitäten ermögli
chen.
Wir werden uns für die Absicherung 
des Pflegefallrisikos einsetzen. Eine so
zialdemokratische Landesregierung 
wird im Bundesratinitiativen zur Einfüh
rung einer Pflegeversicherung ergrei
fen bzw. vorhandene Gesetzentwürfe 
unterstützen. Sie wird dabei von folgen
den Grundsätzen ausgehen:
- Finanzierung der Pflegekosten im 

ambulanten und stationären Bereich 
durch eine Sozialversicherungslei
stung.

- Organisatorische Anbindung der
Pflegeversicherung an die gesetzli
che Krankenversicherung.

- Finanzierung der Pflegeversiche
rung durch Arbeitgeber- und Arbeit
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nehmerbeiträge und durch einen 
Bundeszuschuß aus Steuermitteln.

- Einbeziehung der gesamten Bevöl
kerung in die Pflegeversicherung.

Leben mit Behinderten

Wir wollen das Zusammenleben von 
Behinderten und Nichtbehinderten er
möglichen und unterstützen. Um dieses 
Ziel zu erreichen, müssen mehr als bis
her Ausbildungs- und Arbeitsplätze für 
Behinderte bereitgestellt werden.
Neben Maßnahmen der Rehabilitation 
müssen wir auch alle Anstrengungen 
zur Verwirklichung des Ziels der „vollen 
Teilnahme“ der behinderten Menschen 
am Leben und an der Gestaltung der 
Gesellschaft sowie der „Gleichstellung“ 
fördern. Dies heißt: Behinderte Men
schen müssen die gleichen Chancen 
haben wie die Bevölkerung insgesamt 
und genauso wie sie an den durch die 
soziale und wirtschaftliche Entwicklung 
verbesserten Lebensbedingungen teil
haben.
Eine Behinderung ergibt sich aus dem 
Verhältnis zwischen dem behinderten 
Menschen und seiner Umwelt. Eine 
Behinderung besteht dann, wenn der 
behinderte Mensch auf kulturelle, mate
rielle oder soziale Schranken trifft, die 
ihm den Zugang zu den verschieden
sten Bereichen der Gesellschaft, die 
den anderen Bürgern offenstehen, ver
sperren. Eine Behinderung ist daher der 
Verlust oder die Einschränkung der 
Möglichkeiten, gleichberechtigt mit an
deren am Leben der Gemeinschaft teil
zunehmen.
Behinderte Menschen stellen keine 
homogene Gruppe dar. Ihre Belange 
und ihre Bedürfnisse müssen, solange 

es möglich ist, durch sie selbst vertreten 
werden können. Zur Unterstützung ei
ner eigenständigen und selbstverant
wortlichen Lebensführung im privaten 
und sozialen Bereich fordern wir einen 
unabhängigen Behindertenbeauftrag
ten.

Gesundheit - 
eine Voraussetzung für 
Lebensqualität

Gesundheit ist die wichtigste Voraus
setzung für die Lebensqualität eines je
den von uns. Wir wollen den Schwer
punkt unserer Gesundheitspolitik auf 
die Vermeidung, Früherkennung und 
frühzeitige Behandlung von Krankhei
ten legen. Dies ist nicht nur kostengün
stiger, sondern vor allem auch huma
ner.
Gesundheitsschutz ist zuerst Umwelt
schutz und Schutz am Arbeitsplatz. 
Saubere Luft, sauberes Wasser, Lärm
schutz und ein verbesserter Arbeits
schutz stehen, auch unter gesund
heitspolitischen Gesichtspunkten, ganz 
oben in unserem Maßnahmenkatalog. 
Jeder muß den gleichen Anspruch ha
ben, daß seine Gesundheit wiederher
gestellt wird. Dafür muß der Staat in der 
ambulanten wie in der stationären Ver
sorgung die Voraussetzungen schaf
fen.
Die Bekämpfung der Immunschwäche 
AIDS erfordert mehr Anstrengungen in 
der Forschung, Aufklärung und medizi
nischen Behandlung. Entscheidend ist 
allerdings: Wir wollen die Krankheit, 
nicht aber die Kranken bekämpfen. 
Wir werden das Angebot an ambulan
ten Diensten und an Beratungsstellen 
bedarfsgerecht ausbauen. Die Kran
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kenhäuser in Schleswig-Holstein ha
ben eine patienten- und bedarfsgerech
te Versorgung der Bevölkerung sicher
zustellen.
Vor allem werden wir durch zusätz
liches Pflegepersonal die Betreuung 
der Patienten verbessern.
Sieben Jahre nach Inkrafttreten des 
Landespsychiatriegesetzes besteht 
noch immer ein erheblicher Nachhol
bedarf an gemeindenahen Einrichtun
gen zur Betreuung seelisch Kranker. 
Wir werden eine gemeindenahe psy
chiatrische Versorgung aufbauen. Am
bulante Versorgung hat Vorrang vor sta
tionärer Behandlung. Wir werden die 
Betten in den Landeskrankenhäusern 
zugunsten der Regelkrankenhäuser 
und Schwerpunkt-Krankenhäuser re
duzieren. In Zusammenarbeit mit den 
Verbänden und den Arbeitgebern wer
den wir angemessene Arbeits- und Be
schäftigungsmöglichkeiten für psy
chisch Kranke schaffen. Darüber hin
aus unterstützen wir Gruppen und the
rapeutische Wohngemeinschaften.
Der Psychiatrieplan für Schleswig-Hol
stein muß fortgeschrieben werden. ■

Björn Enghoim:
„Demonstranten und Polizisten sollen Partner
sein, keine Gegner oder gar Feinde. “
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VII.
Liberalität und Toleranz

Wir fordern Liberalität und Toleranz ge
genüber Andersdenkenden von den 
Vertretern des Staates, Anerkennung 
des Rechts von Minderheiten, Respek
tierung der kommunalen Selbständig
keit, Förderung der Weiterentwicklung 
und Belebung von Demokratie vor Ort 
durch Bürgerinitiativen und soziale Be
wegungen. Wir wollen die parteipoliti
sche Verfilzung in Schleswig-Holstein 
aufbrechen und die Meinungsvielfalt 
und Meinungsfreude nach den Grund
sätzen der Pluralität auch in Behörden 
und staatlich kontrollierten Institutionen 
wiederbeleben.

Achtung der Verfassung
Mit Besorgnis beobachten Sozialde
mokraten seit Jahren das Anwachsen 
der Bedrohung durch neofaschistische 
Tendenzen und Organisationen. Dieser 
Entwicklung werden wir uns entschie
den entgegenstellen.
Unsere Freiheit und Sicherheit wird 
nicht allein durch Polizei und Justiz ge
währleistet. Berufsverbote und staatli
che Bürgererfassung durch unbegrenz
te Datensammlungen lehnen wir ab. Wir 
werden die Freiheit des Andersden
kenden in der freien Gesellschaft garan
tieren - zum Beispiel durch für jeden 
offene und staatsunabhängige Medien 
- und lehnen die Gewalt in der politi
schen Auseinandersetzung ab.
Wir werden den in Schleswig-Holstein 
noch immer gültigen Extremistenbe

schluß der Ministerpräsidenten von 
1972 abschaffen. Ebenso wird es die 
Regelanfrage beim Verfassungsschutz 
nicht mehr geben.
Der Verfassungsschutz darf nicht län
ger parteipolitisch zur Observation miß
liebiger Gruppen mißbraucht werden; 
er bedarf der effektiven parlamentari
schen Kontrolle und muß auf seine ei
gentliche Aufgabe zurückgeführt wer
den.
Datenschutz heißt für uns Sozialdemo
kraten Schutz der Persönlichkeitsrech
te. Das Urteil des Bundesverfassungs
gerichts mit der Erkenntnis der „infor
mationellen Selbstbestimmung“ be
gründet ein angstfreies Verhältnis der 
Bürgerinnen und Bürger gegenüber 
staatlichen Datensammlungen und de
ren Weiterverarbeitung. Dieses Urteil 
bedarf daher der uneingeschränkten 
Anwendung und unverzüglichen Um
setzung im schleswig-holsteinischen 
Landesrecht. Wir werden die Zweck
bindung der erhobenen Daten, stärkere 
Auskunftsrechte für Bürgerinnen und 
Bürger sowie die Kompetenzerweite
rung der Datenschutzbeauftragten 
durchsetzen. Der Landesbeauftragte für 
Datenschutz soll regierungsunabhän
gig und allein dem Landtag verantwort
lich sein.
Wir treten der Gefährdung von Frei
heitsrechten durch sogenannte Sicher
heitsgesetze entschieden entgegen. 
Daher werden wir zum Beispiel auch
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Initiativen gegen den maschinenlesba
ren Personalausweis ergreifen.

Kommunale Demokratie
Wir Sozialdemokraten werden die kom
munale Demokratie stärken. Das be
deutet: mehr Rechte der Selbstverwal
tung, mehr Bürgermitwirkung, mehr 
autonome Entscheidungsgewalt. Eine 
Vormundschaft des Landes nach ob
rigkeitsstaatlichem Muster, das Über
maß an Eingriffs-, Genehmigungs- und 
Kontrollrechten der Landesregierung 
werden wir abbauen. Weiter muß allen 
kommunalen Volksvertretungen das 
Recht garantiert werden, sich über ihre 
Selbstverwaltu ngsangelegen heiten h i n - 
aus mit allen Themen zu befassen, die 
sie unmittelbar betreffen.
Wir setzen auf die Öffentlichkeit eigen
ständiger kommunaler Meinungsbil
dung in Räten und Ausschüssen und 
auf Frage- und Rederecht der Bürge
rinnen und Bürger in den kommunalen 
Selbstverwaltungsgremien. Amtsaus
schüsse sollen direkt gewählt werden. 
Wir setzen uns für ein Bürgerbegehren 
auf kommunaler Ebene ein. Gemeinden 
müssen das Recht haben, selbst zu ent
scheiden, ob und wie sie die Bürgerbe
teiligung in den Gemeindevertretungen 
und Ratsversammlungen gestalten. 
Kommunale Selbstverantwortung stär
ken heißt aber auch: Abbau der Misch
finanzierung, Verbesserung der kom
munalen Finanzen und Stopp der Priva
tisierung öffentlicher Aufgaben. Wir 
werden den kommunalen Finanzaus
gleich auf neue Grundlagen stellen und 
an der Steuerkraft und den Aufgaben 
der Gemeinden ausrichten. Unter den 
kreisangehörigen Städten und Ge

meinden wollen wir einen gerechten 
Ausgleich schaffen. Eine sozialdemo
kratische Landesregierung wird den 
kreisfreien Städten aus ihrer katastro
phalen Finanzlage heraushelfen.

Rechtsprechung
Verwaltung . .

Die Rechtspolitik hat die Bedingungen 
für die Wahrung des freien Rechtsstaa
tes zu erhalten. Die Unabhängigkeit der 
Gerichte ist dabei eine wesentliche 
Voraussetzung. Eine Bindung besteht 
nur an gesetzgeberische, insbesondere 
an verfassungsrechtliche Vorgaben, 
wobei die Justiz die sozialen Hinter
gründe von Konflikten und die sozialen 
Folgen ihrer Entscheidungen zu beach
ten hat. Wir wollen eine Juristenausbil
dung, die den kritischen Juristen zum 
Vorbild hat.
Zur Gerechtigkeit gehört, daß der ein
zelne in angemessener Frist zu seinem 
Recht kommt. Dafür sind verfahrens
rechtlich und personell die Vorausset
zungen zu schaffen. Die Möglichkeiten 
der außergerichtlichen Schlichtung von 
Streitigkeiten werden wir ausweiten, die 
Bürger- und Rechtsberatung ausbau
en. Der Strafvollzug in Schleswig-Hol
stein wurde jahrzehntelang vernach
lässigt. Er ist so fortzuentwickeln, daß 
die Verhinderung des Rückfalls von 
Straftaten im Mittelpunkt steht. Die Frei
heitsstrafe wird zum Beispiel zugunsten 
gemeinnütziger Arbeiten zurückge
führt. Das gilt insbesondere für jugend
liche Straftäter.
Die SPD wird das kommunale Wahl
recht ausländischer Mitbürgerinnen 
und Mitbürger in Schleswig-Holstein 
einführen. Wir unterstützen Bundesre
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gelungen, wonach das Aufenthalts
recht nach fünf Jahren unbürokratisch 
erteilt wird, die Familienzusammenfüh
rung gefördert und eine stärkere Mit
wirkung demokratischer Ausländeror
ganisationen ermöglicht wird. Das 
Grundrecht auf Asyl für politisch, ras
sisch oder konfessionell Verfolgte ist ein 
unveräußerliches Menschenrecht und 
darf nicht eingeschränkt werden.
Asylsuchende haben Anspruch auf 
schnelle Entscheidung über ihre Anträ

ge und eine menschenwürdige Unter
bringung in unserem Land. Eine dezen
trale Unterbringung wird den Sozialhil
feträgern freigestellt werden. Die Ge
meinschaftsverpflegung lehnen wir ab, 
weil sie den religiösen und kulturellen 
Gepflogenheiten der Flüchtlinge nicht 
gerecht werden kann. Die Barauszah
lung der Sozialhilfe für Asylbewerber 
muß wieder eingeführt werden. Außer
dem sind Richtlinien zu erarbeiten, die 
eine menschenwürdige Unterbringung 

S-j'

Kongress für 
kommunale Demokratie

Auf einem Kongreß in Kiel trat die SPD für die Respektierung der kommunalen Selbständigkeit, für die 
Belebung der Demokratie vor Ort durch Bürgerinitiativen und soziale Bewegungen ein.
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aller Asylbewerber garantieren, mög
lichst in kleineren Wohneinheiten. Ein 
Betreuungskonzept wird Grundlage der 
Hilfen, die den Asylbewerbern zur Be
wältigung ihrer Lebenssituation ange
boten werden. Arbeitsverbote und Auf
enthaltsbeschränkungen lehnen wir ab. 

Wir Sozialdemokraten wollen den öf
fentlichen Dienst an den Bürgerinnen 
und Bürgern übersichtlicher, effektiver 
und weniger bürokratisch machen. Wir 
werden die Verwaltungsorganisation 
des Landes straffen, Gesetze bürger
näher ausführen lassen, bürokratische 
Bestimmungen abbauen. Ausgeweitet 
werden soll der öffentliche Dienst am 
Bürger in den Bereichen der sozialen 
Dienste, beim Umweltschutz, im Bil
dungswesen, bei Justiz und innerer Si
cherheit. Wir werden das veraltete Per
sonalvertretungsrecht des Landes 
gründlich reformieren und die verant
wortliche Mitwirkung der Angehörigen 
im öffentlichen Dienst fördern. Insbe
sondere bei der Einführung neuer 
Technologien werden wir die Mitbe
stimmung der Kolleginnen und Kolle
gen sichern.

Wir wollen das vertrauensvolle Verhält
nis zwischen Bürgerinnen und Bürgern 
und der Polizei wiederherstellen. Dazu 
bedarf es der staatlichen Anerkennung 
des Demonstrationsrechts als der 
„Pressefreiheit des kleinen Mannes“. 

Die Polizei hat unsere Unterstützung 
bei ihrer hoheitlichen und am Legali
tätsprinzip orientierten Aufgabe und soll 
von uns für neue Aufgaben im Bereich 
der Umwelt- und Wirtschaftskriminalität 
besser ausgebildet und ausgestattet 
werden. Veränderungen polizeilicher 
Ermittlungs- und Fahndungsmethoden 

bedürfen in jedem Fall gesetzlicher 
Grundlage.

Informations- und
Meinungsvielfalt

Die SPD will die Vielfalt der Presse im 
Lande fördern und die Unabhängigkeit 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
von Staat und Wirtschaft wiederherstel
len. Wir werden die Kommerzialisierung 
des Privatfunks beschränken. Gegen 
die von großen Pressekonzernen aus
gehende Konzentration der Medien in 
wenigen Händen werden wir uns mit 
allen politischen und juristischen Mit
teln wehren.
Wir wollen die gesellschaftliche Kon
trolle des Rundfunks öffentlicher und 
wirksamer machen. Die parteipolitisch 
orientierte Personalpolitik der CDU- 
Landesregierung werden wir beenden 
und die Unabhängigkeit der Rund
funkmitarbeiter sichern. Dazu gehört 
auch unser Bemühen, die innere Pres
se- und Rundfunkfreiheit der Journali
sten in den Medien rechtlich abzusi
chern. Ein neues Landesrundfunkge
setz soll weitere Monopole in Presse 
und Rundfunk verhindern und den Zu
gang nichtkommerzieller Privater zum 
Rundfunk öffnen. Wir werden Informa
tions- und Nachrichtensendungen aus 
der Region in Hörfunk und Fernsehen 
gewährleisten und deutschen Autoren, 
Künstlern und Komponisten den Zu
gang zum Rundfunk durch eine vorge
schriebene Eigenproduktionsquote er
leichtern. Lokaler Rundfunk - auch in 
Form des Bürgerrundfunks - soll geför
dert werden. ■
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SPD-Landesvorsitzender Günther Jansen (MdB) gratuliert Björn Enghoim zur Wahi zum Spitzen
kandidaten der SPD Schleswig-Holstein.
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Schleswig-Holstein braucht 
eine neue Landesregierung

Die CDU trägt seit 37 Jahren Re
gierungsverantwortung in die
sem Land. Gerade in den letzten 
Jahren wurde immer deutlicher, 
daß diese lange Regierungszeit 
dem Land schadet
Im gleichen Maß, in dem in der 
amtierenden Landesregierung 
Selbstzufriedenheit und Selbst
herrlichkeit wuchsen, sanken die 
Chancen der Menschen in 
Schleswig-Holstein auf sichere 
Arbeitsplätze, saubere Umwelt 
und demokratische Fortentwick
lung.
Statt die natürlichen Standortvor
teile dieses Landes für neue und 
sichere Arbeitsplätze zu nutzen, 
wurde bewußt mit falschen Pro
gnosen und kurzfristigen Sub
ventionierungen auf Wahltage 
taktiert.
Beschwichtigungsformeln und 
Naturschutz-Show-Auftritte ihres 
Ministerpräsidenten traten an die 
Stelle vorsorgender Konzepte für 
die Wiederherstellung und den 
Erhalt der natürlichen Umwelt 
Statt in fairer Partnerschaft mit 

den Bürgerinnen und Bürgern 
über neue gesellschaftliche 
Entwicklungen und neue Gefah
ren der Großtechnologie - wie 
Atomkraftwerke - zu diskutieren, 
reduziert die CDU die notwendi
gen gesellschaftlichen Ausein
andersetzungen auf die Macht
frage zwischen Regierung und 
Volk.
Die CDU-Landesregierung ist zu 
träge geworden, um die eigenen 
Fehler und Versäumnisse zu er
kennen, geschweige denn zu 
korrigieren.
Schleswig-Holstein braucht die 
SPD für den Wechsel:
Damit die Chancen dieses Lan
des endlich genutzt werden. 
Damit Arbeitslosigkeit und 
wachsende Armut endlich ge
stoppt und abgebaut werden. 
Damit Demokratie in diesem 
Land alltäglich wird.
Sozialdemokraten schaffen eine 
neue Mehrheit in Schleswig- 
Holstein.
Björn Engholm muß Ministerprä
sident werden.
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